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Gesetzentwurf 
 
 
 
 
Landesregierung 
 
 
Entwurf eines Stiftungsgesetzes Sachsen-Anhalt (StiftG LSA) 
 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, 
 
als Anlage übersende ich gemäß Artikel 77 Abs. 2 der Verfassung des Landes Sach-
sen-Anhalt den von der Landesregierung am 8. Juni 2010 beschlossenen 
 

Entwurf eines Stiftungsgesetzes Sachsen-Anhalt (StiftG LSA) 
 
nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlussfassung des Landtages von Sachsen-
Anhalt herbeizuführen. 
 
Federführend ist das Ministerium des Innern des Landes Sachsen-Anhalt. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Prof. Dr. Wolfgang Böhmer 
Der Ministerpräsident 
des Landes Sachsen-Anhalt 
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Vorblatt 
 
A. Problem und Regelungsbedürfnis 
 
Das Ziel dieses Gesetzes besteht darin, unter weitgehender Beibehaltung der bishe-
rigen Regelungen die gesetzlichen Rahmenbedingungen für Stiftungen des bürgerli-
chen und öffentlichen Rechts auf dem Gebiet des Landes Sachsen-Anhalt zu 
verbessern und auf diese Weise einen Beitrag zur Stärkung der Zivilgesellschaft zu 
leisten. Das Stiftungswesen verfügt zwar in Sachsen-Anhalt über eine Jahrhunderte 
lange Tradition, doch wurden hier die Stiftungen nach 1945 weitgehend beseitigt.  
 
Das Stiften von Vermögen – also die Übereignung eines Privatvermögens an ein 
neues Rechtssubjekt, die Stiftung – ist von hohem aktuellem Wert. Die zunehmende 
Bedeutung der Zivilgesellschaft ist angesichts der wachsenden finanziellen Probleme 
des Staates, sowohl des Bundes und der Länder als auch der Kommunen, evident. 
Gerade im sozialen und kulturellen Bereich – in welchem viele Stiftungen ihre Wohl-
taten vollbringen – ist die Gesellschaft auf das Engagement von Menschen angewie-
sen, die einen eigenständigen Beitrag zur Stärkung des Gemeinwohls leisten wollen.  
 
In Sachsen-Anhalt gilt im Grundsatz bis heute das von der Volkskammer der DDR im 
September 1990 verabschiedete Stiftungsgesetz. Obwohl sich dieses bewährt hat, 
ist eine Neufassung des Landesrechts notwendig. Denn in der Zwischenzeit haben 
sich aus der stiftungsbehördlichen Praxis vielfältige Erfahrungen ergeben, die zu be-
rücksichtigen sind; zudem sind nach der Änderung des BGB in den §§ 80 ff. rechts-
systematische Mängel eingetreten, die zu beseitigen sind. Vor allem bietet sich nach 
der Novellierung der Landesstiftungsgesetze durch die anderen Länder für Sachsen-
Anhalt die Chance, unter umfassender Auswertung des gesamten Landesstiftungs-
rechts eine „Regelung aus einem Guss“ zu erarbeiten. 
 
Eine – wünschenswerte – Zunahme der Zahl der Stiftungen stellt zudem für die Stif-
tungsbehörde – das Landesverwaltungsamt – eine wachsende Herausforderung dar. 
Sie muss die anfallende und tendenziell steigende Arbeit mit ihren knappen perso-
nellen Ressourcen erfolgreich bewältigen können. Deshalb sind die Rechtsgrundla-
gen für ihre Arbeit genau zu definieren, damit die Stiftungsbehörde ihre Aufgaben ef-
fektiv und weiterhin erfolgreich im Sinne der Stifter und damit auch der Zivilgesell-
schaft wahrnehmen kann. 
 
B. Lösung 
 
Das Stiftungsgesetz wird mit dem Ziel der Optimierung der landesgesetzlichen Rege-
lungen neu gefasst, ohne bewährte materiell-rechtliche Regelungen in Frage stellen. 
Im Zentrum des in seinem Aufbau im Vergleich zum bisherigen Gesetz völlig neu 
konzipierten Gesetzentwurfes steht die Erfüllung des Stifterwillens. Diesen umzuset-
zen und das Stiftungsvermögen in seinem Bestand zu erhalten, sind die Aufgaben 
der Stiftungsorgane. Deren Verantwortung soll durch dieses Gesetz gestärkt werden. 
Im Gegenzug werden die Aufgaben der Stiftungsbehörde auf einen Kernbereich be-
schränkt. Zudem ist vorgesehen, durch die Neukonzipierung des Stiftungsverzeich-
nisses und dessen Einstellung in das Internetangebot des Landesverwaltungsamtes 
eine größtmögliche Transparenz zu erzielen. Die bisherigen Vorschriften zur Ge-
nehmigung der Stiftungen sind entfallen, da das Bürgerliche Gesetzbuch inzwischen 
eine abschließende Regelung enthält. Auch im Übrigen wird das Landesrecht an die 
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Vorschriften der §§ 80 bis 88 des Bürgerlichen Gesetzbuches angepasst. Die vor-
handenen Rechtsinstitute (Stiftungstypen) werden auf das notwendige Mindestmaß 
reduziert. Schließlich werden die bereits heute schon bestehenden restriktiven Rege-
lungen der Gemeindeordnung hinsichtlich der Einbringung von Gemeindevermögen 
in Stiftungen präzisiert. 
 
C. Alternativen 
 
Keine. 
 
D. Kosten 
 
Die Vorschriften der Landeshaushaltsordnung sind beachtet worden. Die für die Mo-
dernisierung des Stiftungsverzeichnisses erforderliche Datenbank kann in Zusam-
menarbeit mit dem Landesrechenzentrum erstellt werden, so dass keine zusätzlichen 
Kosten für das Land entstehen. 
 
E. Zuständigkeit 
 
Federführend ist das Ministerium des Innern. 
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Abschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften 

 
§ 1 

Zweck des Gesetzes  
 
Der vorrangige Zweck des Gesetzes ist die Beachtung des Stifterwillens.  
 

§ 2 
Anwendungsbereich 

 
Dieses Gesetz gilt für rechtsfähige Stiftungen des bürgerlichen und des öffentlichen 
Rechts mit Sitz in Sachsen-Anhalt, soweit eine landesrechtliche Zuständigkeit be-
steht. 
 

§ 3 
Begriffsbestimmungen 

 
(1) Stiftungen des bürgerlichen Rechts sind Stiftungen im Sinne der §§ 80 bis 88 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches einschließlich der kirchlichen Stiftungen des bürgerlichen 
Rechts (Absatz 2).  
 
(2) Kirchliche Stiftungen des bürgerlichen Rechts sind Stiftungen,  

1. die überwiegend dazu bestimmt sind, kirchliche Aufgaben zu erfüllen, 
 2. a) die von einer Kirche errichtet oder  

b) die organisatorisch mit einer Kirche verbunden oder  
c) deren Zwecke nur sinnvoll in Verbindung mit einer Kirche zu erfüllen 

sind oder  
d) die in der Stiftungssatzung der kirchlichen Aufsicht unterstellt sind und 

  3. die als kirchliche Stiftungen des bürgerlichen Rechts errichtet worden sind. 
 
(3) Stiftungen des öffentlichen Rechts sind die staatlichen und die kirchlichen Stiftun-
gen des öffentlichen Rechts (Absätze 4 und 5). 
 
(4) Staatliche Stiftungen des öffentlichen Rechts sind Stiftungen, die 
  1. ausschließlich dazu bestimmt sind, öffentliche Aufgaben zu erfüllen, 
  2. mit dem Land in einem organischen Zusammenhang stehen und 
  3. vom Land als staatliche Stiftung des öffentlichen Rechts errichtet worden sind. 
 
(5) Kirchliche Stiftungen des öffentlichen Rechts sind Stiftungen, die 
 1. ausschließlich dazu bestimmt sind, kirchliche Aufgaben zu erfüllen, 
 2. mit einer kirchlichen Körperschaft des öffentlichen Rechts in einem organi-

schen Zusammenhang stehen und 
 3. von einer Kirche als kirchliche Stiftung des öffentlichen Rechts errichtet wor-

den sind. 
 
(6) Den kirchlichen Stiftungen im Sinne der Absätze 2 und 5 sind Stiftungen von Re-
ligions- und Weltanschauungsgemeinschaften gleichgestellt, sofern diese Körper-
schaften des öffentlichen Rechts sind. 

 
 



7 
 

§ 4 
Stiftungsbehörden 

 
(1) Für Stiftungen des bürgerlichen Rechts ist das Landesverwaltungsamt Stiftungs-
behörde. Oberste Stiftungsbehörde ist das für das Stiftungswesen zuständige Minis-
terium. 
 
(2) Für staatliche Stiftungen des öffentlichen Rechts ist die fachlich zuständige obers-
te Landesbehörde, in deren Geschäftsbereich der überwiegende Zweck der Stiftung 
fällt, Stiftungsbehörde und oberste Stiftungsbehörde.  
 
(3) Die Stiftungsbehörde ist zugleich Aufsichtsbehörde, soweit gesetzlich nichts an-
deres bestimmt ist. 
 

§ 5 
Stiftungsverzeichnis 

 
(1) Die Stiftungsbehörde nach § 4 Abs. 1 Satz 1 erfasst alle rechtsfähigen Stiftungen 
gemäß § 2 in einem elektronischen Stiftungsverzeichnis. Das Verzeichnis kann von 
jedermann eingesehen werden und ist zum Abruf im Internet bereitzustellen. 
 
(2) Das Stiftungsverzeichnis enthält folgende Angaben: 
 1. den Namen und den Sitz der Stiftung, 
 2. die Anschrift der Geschäftsstelle der Stiftung, 
 3. das vertretungsberechtigte Organ, 
 4. den Zweck der Stiftung, 
 5. die Rechtsnatur der Stiftung und 
 6. den Zeitpunkt der Entstehung der Stiftung. 
 
(3) Die Stiftung hat die Angaben zu Absatz 2 der Stiftungsbehörde nach § 4 Abs. 1 
Satz  1 unverzüglich mitzuteilen.  
 
(4) Eintragungen im Stiftungsverzeichnis begründen nicht die Vermutung ihrer Rich-
tigkeit. 
 
(5) Die jeweils zuständige Stiftungsbehörde stellt auf Antrag der Stiftung eine Be-
scheinigung über die angezeigte Vertretungsbefugnis aus. Einem Dritten kann diese 
Bescheinigung erstellt werden, wenn er ein berechtigtes Interesse glaubhaft macht. 
 
(6) Die behördlichen Unterlagen über die Anerkennung der Rechtsfähigkeit und die 
Beaufsichtigung der Stiftungen des bürgerlichen Rechts unterliegen nicht dem An-
spruch auf Zugang zu amtlichen Informationen nach dem Informationszugangsge-
setz Sachsen-Anhalt. 
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Abschnitt 2 
Stiftungen des bürgerlichen Rechts 

 
§ 6 

Anerkennung 
 
(1) Zuständige Behörde für die Anerkennung der Rechtsfähigkeit der Stiftung nach 
§ 80 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist die Stiftungsbehörde nach § 4 Abs. 1 
Satz 1.  

 
(2) Über den Antrag auf Anerkennung der Rechtsfähigkeit der Stiftung ist in schriftli-
cher Form zu entscheiden. Die Entscheidung ist dem Antragsteller bekannt zu ge-
ben. Verstirbt der Stifter nach Antragstellung, erfolgt die Bekanntgabe gegenüber 
den Erben oder den mit der Testamentsvollstreckung betrauten Personen. Im Fall 
des Satzes 3 ist die Entscheidung auch dem Nachlassgericht mitzuteilen. 

 
(3) Zuständige Behörde nach § 83 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist die Stiftungs-
behörde nach § 4 Abs. 1 Satz 1.  
 
(4) Stiftungsrechtliche Vorschriften der Gemeindeordnung und der Landkreisordnung 
bleiben unberührt. 

 
§ 7 

Aufgaben der Stiftung 
 
(1) Die Stiftung hat ihr Vermögen im Einklang mit den Rechtsvorschriften und dem in 
Stiftungsgeschäft und Stiftungssatzung zum Ausdruck kommenden Stifterwillen nach 
den Regeln ordentlicher Wirtschaftsführung zu verwalten. Die Verwaltung dient der 
dauernden und nachhaltigen Erfüllung des Stiftungszwecks. 
 
(2) Das Vermögen, das der Stiftung zugewendet wurde, um aus seiner Nutzung den 
Stiftungszweck nachhaltig zu erfüllen (Grundstockvermögen), ist in seinem Bestand 
zu erhalten, es sei denn, dass der Stiftungszweck anders nicht zu erfüllen ist. Das 
Grundstockvermögen ist vom übrigen Vermögen getrennt zu halten. Der Bestand 
und seine Veränderungen sind gesondert nachzuweisen.  
 
(3) Die Erträge des Grundstockvermögens und diejenigen Zuwendungen Dritter, die 
nicht ausdrücklich zur Erhöhung des Grundstockvermögens bestimmt sind, sind zur 
Erfüllung des Stiftungszwecks zu verwenden.  
 
(4) Die Stiftung ist verpflichtet, der Aufsichtsbehörde 
 1. a) die Zusammensetzung der Organe,  

b) die zur Vertretung nach § 86 in Verbindung mit den §§ 26 und 30 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches Befugten sowie deren ladungsfähige An-
schriften und 

c) Änderungen der Angaben nach den Buchstaben a und b 
innerhalb einer Frist von einem Monat nach Eintritt der Wirksamkeit mitzutei-
len,  

2.  jederzeit auf Verlangen Auskünfte zu erteilen sowie Geschäfts- und Kassen-
bücher, Akten und sonstige Unterlagen zur Einsichtnahme vorzulegen.  
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(5) Die Stiftung übergibt der Aufsichtsbehörde innerhalb von zwölf Monaten nach Ab-
lauf des Geschäftsjahres einen Rechnungsabschluss. Dieser besteht aus einem Be-
richt über die Erfüllung des Stiftungszwecks und einer Jahresrechnung mit einer 
Vermögensübersicht.  
 
(6) Wird die Stiftung durch einen Wirtschaftsprüfer, einen vereidigten Buchprüfer, ei-
ne Wirtschaftsprüfergesellschaft, eine Buchprüfungsgesellschaft, einen Prüfungsver-
band oder eine Behörde geprüft, so ist anstelle der Jahresrechnung und der Vermö-
gensübersicht der Prüfungsbericht einzureichen. Die Prüfung hat sich auch auf die 
satzungsgemäße Verwendung der Stiftungsmittel und die Erhaltung des Grundstock-
vermögens zu erstrecken. Das Ergebnis der Prüfung ist in einem Abschlussvermerk 
des Prüfers festzuhalten.  

 
§ 8 

Zweckänderung und Aufhebung 
 
Zuständige Behörde für die Zweckänderung und die Aufhebung der Stiftung nach 
§ 87 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist die Stiftungsbehörde nach § 4 Abs. 1 Satz 1.  

 
§ 9 

Satzungsänderung in sonstigen Fällen 
 
(1) Soweit die Satzung dies vorsieht oder wenn die Verhältnisse sich seit Errichtung 
der Stiftung wesentlich geändert haben, kann die Stiftung 

1. eine Satzungsänderung oder 
2. die Zusammenlegung mit einer anderen Stiftung oder  
3. die Zulegung zu einer anderen Stiftung  

beschließen, sofern der Stiftungszweck hierdurch nicht oder nur unwesentlich verän-
dert wird und der Stifterwille nicht entgegensteht. § 87 des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches bleibt unberührt. 
 
(2) Vor einer Entscheidung nach Absatz 1 soll der Stifter nach Möglichkeit gehört 
werden. In Rechte derer, die durch die Stiftung begünstigt sind, darf nicht eingegrif-
fen werden. 
 
(3) Maßnahmen nach Absatz 1 bedürfen der Genehmigung der Stiftungsbehörde 
nach § 4 Abs. 1 Satz 1.  
 
(4) Mit der Genehmigung der Zusammenlegung wird die neue Stiftung rechtsfähig, 
und die zusammengelegten Stiftungen sind rechtswirksam aufgehoben.  
 
(5) Die Zulegung ist nur zulässig, wenn die aufnehmende Stiftung zugestimmt hat 
und die Erfüllung ihres Zwecks nicht beeinträchtigt ist. Mit der Genehmigung der Zu-
legung ist die zugelegte Stiftung rechtswirksam aufgehoben.  
 
(6) Eine Stiftung, die außerhalb des Landes entstanden ist und ihren Sitz in das Land 
Sachsen-Anhalt verlegt, hat die Sitzverlegung unverzüglich anzuzeigen.  
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§ 10 
Aufgaben der Aufsichtsbehörde 

 
(1) Die Stiftungen unterliegen der Rechtsaufsicht des Landes, kirchliche Stiftungen 
jedoch nur nach Maßgabe des § 12. Die Aufsicht beschränkt sich darauf, zu überwa-
chen, dass die Stiftungsorgane die Rechtsvorschriften und den in Stiftungsgeschäft 
und Stiftungssatzung zum Ausdruck kommenden Stifterwillen beachten. Die Aufsicht 
ist so zu führen, dass die Entschlusskraft und die Eigenverantwortung der Stiftungs-
organe gefördert werden. 
 
(2) Die Aufsichtsbehörde ist befugt, sich über alle Angelegenheiten der Stiftung zu 
unterrichten. Sie kann Einrichtungen der Stiftung besichtigen sowie Geschäfts- und 
Kassenbücher, Akten und sonstige Unterlagen der Stiftung anfordern (Informations-
recht). 
 
(3) Die Aufsichtsbehörde kann die satzungsgemäße Verwendung der Stiftungsmittel 
und die Erhaltung des Grundstockvermögens in dem von ihr für erforderlich gehalte-
nen Umfang prüfen oder auf Kosten der Stiftung prüfen lassen (Prüfungsrecht). Sie 
kann im Einzelfall zulassen, dass der Rechnungsabschluss nach § 7 Abs. 5 für meh-
rere Jahre zusammengefasst eingereicht wird. Bei Vorliegen besonderer Gründe 
kann sie eine von § 7 Abs. 5 Satz 1 abweichende Frist bestimmen. 
 
(4) Die Aufsichtsbehörde kann Maßnahmen der Stiftung beanstanden, die Rechts-
vorschriften, dem Stiftungsgeschäft oder der Stiftungssatzung widersprechen, und 
verlangen, dass sie innerhalb einer bestimmten Frist aufgehoben oder rückgängig 
gemacht werden (Beanstandungsrecht). Beanstandete Maßnahmen dürfen nicht 
vollzogen werden.  
 
(5) Die Aufsichtsbehörde kann anordnen, dass durch Rechtsvorschrift oder Stif-
tungssatzung gebotene Maßnahmen innerhalb einer bestimmten Frist zu vollziehen 
sind, wenn diese nicht oder nicht rechtzeitig vollzogen werden (Anordnungsrecht). 
 
(6) Kommen die Mitglieder der Stiftungsorgane binnen einer ihnen gesetzten Frist 
den Anordnungen der Aufsichtsbehörde nicht nach, können diese mit Zwangsmitteln 
vollstreckt werden.  
 
(7) Die Aufsichtsbehörde kann Mitgliedern von Stiftungsorganen aus wichtigem 
Grund, insbesondere wegen grober Pflichtverletzung oder Unfähigkeit zur ordnungs-
gemäßen Geschäftsführung, die Ausübung ihrer Tätigkeit untersagen. Darüber hin-
aus kann sie die Abberufung und Berufung von Mitgliedern der Stiftungsorgane ver-
langen. Ist die Stiftung hierzu nicht in der Lage oder kommt sie dem Verlangen nicht 
innerhalb der von der Aufsichtsbehörde gesetzten Frist nach, kann die Aufsichtsbe-
hörde das Mitglied des Stiftungsorgans abberufen und ein anderes an seiner Stelle 
berufen. 
 
(8) Soweit einem Stiftungsorgan die erforderlichen Mitglieder fehlen und nicht nach 
§ 86 in Verbindung mit § 29 des Bürgerlichen Gesetzbuches zu verfahren ist, kann 
die Aufsichtsbehörde sie in dringenden Fällen für die Zeit bis zur Behebung des 
Mangels bestellen.  
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Abschnitt 3 
Staatliche Stiftungen des öffentlichen Rechts 

 
§ 11 

Staatliche Stiftungen des öffentlichen Rechts 
 

(1) Eine staatliche Stiftung des öffentlichen Rechts kann nur durch Gesetz errichtet 
oder aufgelöst werden. 
 
(2) Die §§ 7 und 10 Abs. 1 bis 5 und 7 dieses Gesetzes sowie § 138 der Gemeinde-
ordnung gelten für staatliche Stiftungen des öffentlichen Rechts entsprechend, so-
weit nicht durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes etwas anderes bestimmt ist.  
 
(3) Ist bei einer staatlichen Stiftung des öffentlichen Rechts eine anfallberechtigte 
Stelle nicht bestimmt, fällt das Vermögen im Falle ihrer Aufhebung an das Land 
Sachsen-Anhalt.  
 

Abschnitt 4 
Kirchliche Stiftungen 

 
§ 12 

Kirchliche Stiftungen des bürgerlichen Rechts 
 

(1) Für kirchliche Stiftungen des bürgerlichen Rechts gelten die Bestimmungen die-
ses Gesetzes, soweit nicht in den Absätzen 2 und 3 etwas anderes bestimmt ist. 
 
(2) Eine Stiftung des bürgerlichen Rechts darf nicht ohne Einwilligung der zuständi-
gen Kirchenbehörde als kirchliche Stiftung anerkannt werden. Gleiches gilt für die 
Änderung der Rechtsnatur einer kirchlichen Stiftung des bürgerlichen Rechts.  

 
(3) Kirchliche Stiftungen des bürgerlichen Rechts unterliegen nicht der Rechtsauf-
sicht des Landes, wenn  

1. die betreffende Kirche Rechtsvorschriften erlassen hat, die im Wesentlichen 
den staatlichen Vorschriften entsprechen, und 

2. die Stiftungen entsprechend diesen Vorschriften von der zuständigen Kirchen-
behörde beaufsichtigt werden.  

 
(4) Die §§ 8 und 9 bleiben unberührt. 
 
(5) Ist bei einer kirchlichen Stiftung des bürgerlichen Rechts eine anfallberechtigte 
Stelle nicht bestimmt, fällt das Vermögen im Falle ihrer Aufhebung an die aufsichtfüh-
rende Kirche. 

 
§ 13 

Kirchliche Stiftungen des öffentlichen Rechts 
 

Eine kirchliche Stiftung des öffentlichen Rechts bedarf zur Erlangung der Rechtsfä-
higkeit der Genehmigung durch das für die Rechtsbeziehungen zwischen Staat und 
Kirche zuständige Ministerium. Die Staatskirchenverträge und das jeweilige kirchliche 
Recht finden Anwendung.  
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Abschnitt 5 
Bußgeld-, Übergangs- und Schlussvorschriften 

 
§ 14 

Ordnungswidrigkeiten 
 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
1. entgegen § 7 Abs. 4 Nr. 1 die Zusammensetzung der Organe und die zur Ver-

tretung Befugten sowie deren ladungsfähige Anschriften und Änderungen 
nicht, nicht vollständig, nicht richtig oder nicht rechtzeitig mitteilt,  

2. entgegen § 7 Abs. 4 Nr. 2 auf Verlangen Auskünfte nicht, nicht vollständig, 
nicht richtig oder nicht rechtzeitig erteilt oder Geschäfts- und Kassenbücher, 
Akten und sonstige Unterlagen nicht, nicht vollständig, nicht richtig oder nicht 
rechtzeitig zur Einsichtnahme vorlegt, 

3. entgegen § 7 Abs. 5 den Rechnungsabschluss nicht, nicht vollständig, nicht 
rechtzeitig oder nicht in der vorgeschriebenen Weise vorlegt, 

4. entgegen dem Verbot in § 10 Abs. 4 Satz 2 die durch die Aufsichtsbehörde 
beanstandete Maßnahme vollzieht oder 

5. gegen eine vollziehbare Untersagung der Geschäftstätigkeit nach § 10 Abs. 7 
Satz 1 verstößt. 

 
(2) Absatz 1 findet auf kirchliche Stiftungen des bürgerlichen Rechts und auf staatli-
che Stiftungen des öffentlichen Rechts keine Anwendung. 
 
(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 2500 Euro geahndet wer-
den.  
 
(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten ist die Stiftungsbehörde nach § 4 Abs. 1 Satz 1. 

 
§ 15 

Bestehende Stiftungen 
 

(1) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehenden Stiftungen bestehen in ihrer 
Rechtsnatur fort. Für ihre künftigen Rechtsverhältnisse sind die Vorschriften dieses 
Gesetzes anzuwenden. 
 
(2) Die durch einen Stiftungsakt eines Trägers hoheitlicher Gewalt vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes, insbesondere durch Beschluss der Landesregierung, errichteten 
öffentlich-rechtlichen Stiftungen sind staatliche Stiftungen des öffentlichen Rechts. 
 
(3) Die Stiftungsbehörde nach § 4 Abs. 1 Satz 1 ist ermächtigt, Maßnahmen zur 
Wiederbelebung inaktiver Altstiftungen des bürgerlichen Rechts in Sachsen-Anhalt 
zu ergreifen. Diese Ermächtigung erstreckt sich auf die Nachforschung über das 
rechtliche Schicksal von Altstiftungen und deren Vermögen sowie über Möglichkeiten 
der Wiederbelebung durch Bestellung eines Vorstandes, Zusammenlegung oder 
sonstiger notwendig erscheinender Maßnahmen.  
 
(4) Eine Stiftung des bürgerlichen Rechts, die keine Satzung oder eine den zwingen-
den Vorschriften des § 81 Abs. 1 Satz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuches nicht ent-
sprechende Satzung hat, ist verpflichtet, der Stiftungsbehörde nach § 4 Abs. 1 Satz 1 
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innerhalb einer angemessenen Frist eine Satzung vorzulegen, die mit den zwingen-
den Vorschriften des § 81 Abs. 1 Satz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuches überein-
stimmt. Die Satzung bedarf der Genehmigung der Stiftungsbehörde nach § 4 Abs. 1 
Satz 1. 

 
§ 16 

Klärung von Rechtsverhältnissen 
 

(1) Bestehen Zweifel, ob es sich bei einer mit Vermögen ausgestatteten Einrichtung 
um eine rechtsfähige Stiftung handelt, kann die jeweils zuständige Stiftungsbehörde 
von Amts wegen in schriftlicher Form feststellen, ob die Stiftung rechtsfähig ist. Auf 
Antrag hat sie die Feststellung nach Satz 1 zu treffen, wenn ein berechtigtes Interes-
se an der Entscheidung besteht.  
 
(2) Bestehen Zweifel über die Rechtsnatur einer rechtsfähigen Stiftung, kann die je-
weils zuständige Stiftungsbehörde von Amts wegen eine Entscheidung in schriftlicher 
Form treffen. Auf Antrag hat sie die Entscheidung nach Satz 1 zu treffen, wenn ein 
berechtigtes Interesse an dieser Entscheidung besteht. 
 
(3) Die nach den Absätzen 1 und 2 ergehenden Entscheidungen dürfen öffentlich 
bekannt gegeben werden, wenn eine Bekanntgabe an die Beteiligten untunlich ist. 
Soweit sie unanfechtbar geworden sind, sind sie für die Beurteilung der Rechtsfähig-
keit und der Rechtsnatur einer Stiftung durch andere Behörden und die Gerichte bin-
dend. 

 
§ 17 

Ausschluss der elektronischen Form 
 

Für § 6 Abs. 2 Satz 1, § 9 Abs. 3, § 13 Satz 1 sowie § 15 Abs. 4 Satz 2 ist die elekt-
ronische Form ausgeschlossen. 

 
§ 18 

Sprachliche Gleichstellung 
 

Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in weiblicher und männlicher 
Form. 
 

§ 19 
Einschränkung von Grundrechten 

 
§ 7 Abs. 4 und § 10 Abs. 2 schränken das Grundrecht auf Schutz personenbezoge-
ner Daten im Sinne des Artikels 2 Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 1 Abs. 1 des 
Grundgesetzes und des Artikels 6 Abs. 1 Satz 1 der Verfassung des Landes Sach-
sen-Anhalt ein. 

 
§ 20 

Folgeänderungen  
 

(1) Die Gemeindeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
10. August 2009 (GVBl. LSA S. 383), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 13. April 2010 (GVBl. LSA S. 190), wird wie folgt geändert: 
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1. § 40 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. g wird aufgehoben. 
 

 2. § 115 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 
„(4) Gemeindevermögen darf nur im Rahmen der Aufgabenerfüllung der Ge-
meinde und nur dann in Stiftungsvermögen eingebracht werden, wenn  
1. der mit der Stiftung verfolgte Zweck auf andere Weise nicht erreicht werden 

kann und  
2. bereits im Stiftungsgeschäft nachweisbar ist,  

a) dass private Dritte sich verbindlich zu Zuwendungen verpflichtet haben, 
die mindestens die Höhe jenes Betrages ausmachen, den die Gemeinde 
in die Stiftung überführt, oder 

b) dass von öffentlich-rechtlichen Zuwendungsgebern Absichtserklärungen 
über die Zuwendung von Drittmitteln gegeben worden sind.“ 

 
(2) § 29 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d der Landkreisordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 12. August 2009 (GVBl. LSA S. 435), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 13. April 2010 (GVBl. LSA S. 190, 191), wird aufgehoben. 

 
§ 21 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf die Verkündung folgenden Kalender-
monats in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt das Stiftungsgesetz vom 13. September 1990 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Januar 1997 (GVBl. LSA S. 2, 144) außer Kraft. 
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Begründung 
 
A. Allgemeines 
I. Anlass und Ziel des Gesetzes 
 
Ziel dieses Gesetzes ist es, in Anknüpfung an die reiche Stiftungstradition unseres 
Landes und unter weitgehender Beibehaltung der bisherigen Regelungen die Rah-
menbedingungen für Stiftungen des bürgerlichen und des öffentlichen Rechts weiter 
zu verbessern und auf diese Weise einen Beitrag zur Stärkung der Zivilgesellschaft 
zu leisten. 
 
1. Die Bedeutung der Stiftungen und des Stiftungsrechts 
 
Die Errichtung einer rechtsfähigen Stiftung des bürgerlichen Rechts, also des Proto-
typs der Stiftung überhaupt, ist nicht nur Ausfluss der vom Grundgesetz geschützten 
Privatautonomie. Sie ist vor allem Ausdruck eines besonderen, im Land sich nach 
und nach wieder entwickelnden bürgerschaftlichen Engagements: Der Stifter gibt ei-
nen Teil seines Vermögens endgültig auf und widmet ihn auf Dauer („ewig“) und un-
widerruflich einem meist gemeinnützigen Zweck. Ein derartiges Handeln 
ist - rechtsethisch - bereits ein Wert an sich. Praktische Bedeutung gewinnt es ange-
sichts der wachsenden finanziellen Probleme des Staates und der Kommunen. Ge-
rade im sozialen und kulturellen Bereich ist die Gesellschaft auf das Engagement 
von Menschen angewiesen, die einen Beitrag zur Stärkung des Gemeinwohls leisten 
wollen. Die Mehrzahl der Stiftungen entfaltet ihre Bedeutung im kommunalen Be-
reich. Stiftungen sind vielfach mehr als andere Einrichtungen zukunftsorientiert; oft 
stehen sie – als Innovationsmotoren – an der Spitze der Entwicklung der Gesell-
schaft. Denn ihnen ist es eher möglich, bei der Lösung sozialer Probleme oder auch 
kultureller bzw. wissenschaftlicher Defizite neue Wege zu gehen, als dem Staat, der 
stets Rechenschaft über die sparsame Verwendung der ihm anvertrauten Steuermit-
tel abzulegen hat.  
 
Andererseits sind Stiftungen oft seit Jahrhunderten tätig und damit ein besonderer 
Identifikationsfaktor für die Menschen in der jeweiligen Gemeinde oder Region. Ge-
rade das Gebiet des heutigen Landes Sachsen-Anhalt hat eine reiche Stiftungstradi-
tion. Die älteste hier noch bestehende Stiftung geht vermutlich auf das Jahr 1151 zu-
rück. Noch im Jahr 1945 gab es annähernd 2000 Stiftungen. Von diesen haben al-
lerdings nur wenige die Jahre 1945 bis 1990 überlebt. Neue Stiftungen konnten mit 
Inkrafttreten des Zivilgesetzbuchs der DDR vom 19. Juni 1975 (GBl. I S. 465; vgl. 
auch Art. 9 Einführungsgesetz zum ZGB) nicht mehr errichtet werden.  
 
Die Förderung des Stiftungswesens in Sachsen-Anhalt ist daher ein rechtspolitisches 
Anliegen hohen Ranges. Diesem Ziel dient der vorliegende Entwurf. 
 
2. Die heutige Rechtslage 
 
Das Recht der rechtsfähigen Stiftung des bürgerlichen Rechts ist im Wesentlichen in 
zwei Gesetzen geregelt. Die grundlegenden Bestimmungen enthält das BGB in den 
§§ 80 bis 88. Ergänzend haben die Länder Landesstiftungsgesetze erlassen. 
 
In Sachsen-Anhalt gilt bis heute im Grundsatz dasjenige Gesetz, das noch die DDR-
Volkskammer am 13. September 1990 (GBl. I S. 1483) verabschiedet hatte 
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(vgl. Artikel 3 Nr. 5 der Vereinbarung vom 18. September 1990 zur Durchführung und 
Auslegung des Einigungsvertrages; BGBl. II S. 1239). Nach der Wiedervereinigung 
wurde dieses Gesetz nur einmal geändert, nämlich durch das Rechtsbereinigungs-
gesetz vom 26. Juni 1996 (GVBl. LSA S. 210). Zum 1. Januar 1997 erfolgte eine 
Neubekanntmachung der rechtsbereinigten Fassung (vgl. GVBl. LSA S. 2, 144). Das 
Gesetz enthält eine umfassende Regelung des Stiftungsrechts, d. h. insbesondere 
auch der öffentlich-rechtlichen Stiftungen. 
 
3. Gründe für eine Neuregelung 
 
Dieses bis heute geltende Gesetz soll durch den vorliegenden Entwurf eines Ablöse-
gesetzes ersetzt werden. 
 
Erstens hat die stiftungsbehördliche Praxis – vor allem das trotz geringer Personal-
stärke hochprofessionell arbeitende Referat des Landesverwaltungsamts – eine Viel-
zahl von Erfahrungen gesammelt, die im Gesetz umgesetzt werden sollten. 
 
Zum zweiten machen sich die rechtssystematischen Mängel des Gesetzes (Aufbau, 
Begriffe, Abgrenzung zu anderen Gesetzen usw.) immer deutlicher bemerkbar. 
 
Drittens ist das Bundesrecht mittlerweile geändert worden. Durch das Gesetz zur 
Modernisierung des Stiftungsrechts vom 15. Juli 2002 (BGBl. I S. 2634) wurden die 
§§ 80 bis 88 BGB mit Wirkung vom 1. September 2002 novelliert. Unter anderem 
enthält das BGB jetzt eine abschließende Regelung der materiell-rechtlichen Vor-
aussetzungen für das Entstehen einer bürgerlich-rechtlichen Stiftung. Vorausgegan-
gen war eine grundlegende Überprüfung des geltenden Stiftungsrechts durch eine 
Bund-Länder-Arbeitsgruppe, die vom Bundesministerium der Justiz geleitet worden 
war und in der auch Sachsen-Anhalt wesentlich mitgewirkt hatte; die Ergebnisse sind 
in einem umfassenden Abschlussbericht zusammengefasst (vgl. Bericht vom 
19. Oktober 2001, Quelle: http://www.bmj.bund.de/media/archive/288.pdf). 
 
Vor allem aber haben – viertens – auch die anderen Länder in den letzten Jahren 
nach und nach ihre Landesstiftungsgesetze novelliert oder gänzlich neu gefasst, zu-
letzt Bayern und Thüringen (2008 bzw. 2009 in Kraft getreten). Damit bietet sich für 
Sachsen-Anhalt die Chance einer „Regelung aus einem Guss“ – also eines Geset-
zes, in dem sämtliche Landesstiftungsgesetze umfassend ausgewertet und für jedes 
Einzelproblem die jeweils beste Lösung angestrebt wird. Diesen Ansatz verfolgt der 
vorliegende Entwurf. 
 
4. Das Neuregelungskonzept: Grundsatz der Kontinuität 
 
Was den Aufbau betrifft, beruht der vorliegende Entwurf auf einer völligen Neukon-
zeption.  
 
Hinsichtlich des Regelungsinhalts hingegen wurde auf weitgehende Kontinuität ge-
achtet, um die Stiftungspraxis nicht durch unnötige Änderungen zu belasten. Dies gilt 
insbesondere für die folgenden Grundsätze: 
 
4.1 Auch das neue Gesetz regelt – wie das bisherige – das gesamte Stiftungsrecht 

einschließlich der Stiftungen des öffentlichen Rechts. Stiftungen des bürgerli-
chen Rechts und Stiftungen des öffentlichen Rechts weisen erhebliche Gemein-
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samkeiten auf. Der Grundsatz der Einheit des Stiftungsrechts gebietet es, sämt-
liche Stiftungen in einem einzigen Gesetz zu regeln, damit diese Gemeinsam-
keiten, aber auch die Unterschiede für den Rechtsanwender so klar wie möglich 
erkennbar sind.  

 
4.2 Auch das neue Gesetz enthält wie das bisherige (und wie alle anderen Landes-

stiftungsgesetze) einen umfassenden Katalog von Befugnissen, die den Auf-
sichtsbehörden die Ausübung ihrer Rechtsaufsicht über die Stiftungen ermögli-
chen. Die Notwendigkeit dieser Rechtsaufsicht ist bereits in den §§ 80 bis 
88 BGB angelegt. Die Stiftung ist ein mitgliederloses Rechtssubjekt, bei dem ei-
ne Binnenkontrolle (wie bei einer Gesellschaft durch die Gesellschafter oder bei 
einem Verein durch die Vereinsmitglieder) fehlt. Es obliegt daher der Stiftungs-
aufsicht sicherzustellen, dass der Stiftungszweck entsprechend dem Stifterwil-
len dauerhaft erfüllt wird und das Grundstockvermögen der Stiftung erhalten 
bleibt. Das hohe Ansehen, das Stiftungen in der Öffentlichkeit genießen, beruht 
nicht zuletzt auf einer funktionierenden Stiftungsaufsicht. 

 
4.3 Auch das neue Gesetz differenziert – wie das bisherige – hinsichtlich des Um-

fangs dieser Rechtsaufsicht nicht zwischen verschiedenen Erscheinungsformen 
der Stiftung des bürgerlichen Rechts. Vielmehr bleibt es der Aufsichtsbehörde 
vorbehalten, bei der Ausübung ihrer Aufsicht im Rahmen ihres Ermessens 
Schwerpunkte zu setzen.  

 
4.4 Auch das neue Gesetz bestimmt – wie das bisherige –, dass kirchliche Stiftun-

gen des bürgerlichen Rechts von der betreffenden Kirche selbst beaufsichtigt 
werden (vgl. Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 Abs. 3 und 138 Abs. 2 WRV). Ent-
sprechendes gilt für Stiftungen von Weltanschauungsgemeinschaften.  

 
4.5 Auch das neue Gesetz ändert gegenüber dem bisherigen nichts an den bewähr-

ten Zuständigkeitsregelungen. Insbesondere wurde die seit 2004 bestehende 
Zuständigkeitskonzentration beibehalten: Für sämtliche Rechtsfragen, die die 
Stiftungen des bürgerlichen Rechts betreffen (insbesondere Beratung vor Stif-
tungserrichtung, Anerkennungsverfahren, Aufsicht einschließlich der Prüfung 
der Jahresberichte, Verfahren bei Satzungs- und sonstigen Statusänderungen, 
Umgang mit Altstiftungen), ist für das gesamte Land nur eine einzige Stelle zu-
ständig, nämlich das hierfür spezialisierte Referat im Landesverwaltungsamt. 
Damit können weiterhin die beschränkten personellen Ressourcen optimal ein-
gesetzt werden bei einer Fachaufgabe, deren besondere Schwierigkeit nicht zu-
letzt auf dem Zusammenwirken ganz unterschiedlicher Rechtsgebiete beruht 
(Bürgerliches Recht, Verwaltungsrecht, Staatskirchenrecht, Recht der Evangeli-
schen und der Katholischen Kirche, Kommunalrecht, Handelsrecht, Steuerrecht, 
hinsichtlich der Altstiftungen auch Rechtsgeschichte).  

 
4.6 Auch nach dem neuen Gesetz soll – wie nach dem bisherigen – die Einbringung 

von Kommunalvermögen in rechtsfähige Stiftungen die Ausnahme bleiben, da 
diese Rechtsform aufgrund ihres „Ewigkeitscharakters“ für die Erledigung von 
Kommunalaufgaben wenig geeignet ist. Deshalb ist vorgesehen, mit der Verab-
schiedung des Stiftungsgesetzes auch die entsprechende Regelung des 
§ 115 Abs. 4 GO LSA zu präzisieren und die bisher lediglich in der Verwal-
tungspraxis angewendeten Grundsätze ins Gesetz selbst zu übernehmen.  
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5. Änderungen in materiell-rechtlicher Hinsicht 
 
Allerdings waren einige materiell-rechtliche Änderungen angezeigt. Besonders her-
vorzuheben sind: 
 
5.1 Die Beachtung des Stifterwillens – als der zentralen rechtlichen Kategorie des 

Stiftungsrechts – steht im Zentrum des gesamten Stiftungsrechts. Dieser 
Grundsatz wird in § 1 (Zweck des Gesetzes) an die Spitze des Gesetzes ge-
stellt. 

 
5.2 Entfallen können die bisher im Gesetz enthaltenen Regelungen der materiell-

rechtlichen Voraussetzungen der Genehmigung. Denn die Anerkennung  – so 
der neue Begriff – der Rechtsfähigkeit einer Stiftung des bürgerlichen Rechts ist 
nunmehr abschließend in §§ 80, 81 BGB normiert. Landesrechtliche Regelun-
gen sind daher grundsätzlich nicht mehr zulässig. Damit sind mehrere Vorschrif-
ten des bisherigen Gesetzes entbehrlich geworden (z. B. §§ 15 ff. und § 10).  

 
5.3 Die Regelungen über die Stiftungsaufsicht werden – bei grundsätzlicher Konti-

nuität – etwas anders akzentuiert.  
 

- Einerseits ist Stiftungsaufsicht reine Rechtsaufsicht: Sie beschränkt sich 
auf die Prüfung, ob der Stiftungszweck entsprechend dem Stifterwillen er-
füllt wurde und das Grundstockvermögen erhalten geblieben ist. Deshalb 
wird künftig ausdrücklich hervorgehoben, dass die Entschlusskraft und die 
Eigenverantwortung der Stiftungsorgane gefördert werden 
(§ 10 Abs. 1 Satz 3).  

 
- Andererseits muss die Stiftungsbehörde aber durchsetzungsfähig sein, 

d. h. ihr müssen in den – vergleichsweise seltenen – wirklich problemati-
schen Fällen auch alle erforderlichen rechtlichen Instrumente zur Verfü-
gung stehen. Deshalb werden die Befugnisse der Aufsichtsbehörde eben-
so präzisiert (vgl. z.B. § 10 Abs. 8) wie die Pflichten der Stiftung (vgl. 
z.B. § 7 Abs. 5 und 6).  

 
- Schließlich benötigt die Stiftungsbehörde ein hohes Maß an Flexibilität, ob 

und in welchem Umfang sie die einzelnen Stiftungen einer Prüfung unter-
zieht, d. h. welche Schwerpunkte sie bei ihrer Prüfungstätigkeit setzt. Denn 
auch in den kommenden Jahren wird die Landesverwaltung mit Personal-
knappheit und Aufgabenverdichtung umzugehen haben. Deshalb stellt 
§ 10 Abs. 3 den Umfang der Stiftungsaufsicht in das Ermessen der Behör-
de. 

 
5.4 Das Stiftungsverzeichnis wird modernisiert. Zum einen entfällt die bisherige Prü-

fung des berechtigten Interesses, da das Verzeichnis künftig für jedermann of-
fensteht. Zum zweiten wird es – entsprechend den Standards eines modernen 
eGovernments – im Internet bereitgestellt. Vor allem aber werden – drittens –
 sämtliche Stiftungen in Sachsen-Anhalt  gleich welcher Rechtsform in nur ei-
nem Stiftungsverzeichnis erfasst. Damit wird größtmögliche Transparenz ange-
strebt: Jeder Bürger soll sich auf einfache Weise darüber informieren können, 
welche Stiftungen in Sachsen-Anhalt auf welchen Aufgabenfeldern tätig sind. 
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5.5 Bei der Konzipierung des Entwurfs wurde geprüft, inwieweit einzelne Aufga-

ben – entsprechend dem Gebot der Verwaltungsvereinfachung – entbehrlich 
sind. So kann durch die Einführung des elektronischen Stiftungsverzeichnisses 
die bisher erforderliche Prüfung des berechtigten Interesses der Einsichtnahme 
ebenso entfallen wie die bisher noch vorgeschriebene öffentliche Bekanntma-
chung der Entstehung und Aufhebung von Stiftungen. Auch durch die Präzisie-
rung der Pflichten der Stiftung (§ 7 Abs. 5 und 6) wird die Stiftungsbehörde ent-
lastet. 

 
5.6 Verbessert werden auch die Vorschriften, die die Altstiftungen betreffen. In 

§ 16 Abs. 3 ist jetzt ausdrücklich vorgesehen, dass die Entscheidung der Stif-
tungsbehörde, ob und mit welcher Rechtsnatur eine Altstiftung fortbesteht, Bin-
dungswirkung für andere Behörden und die Gerichte hat. 

 
6. Änderungen in formeller Hinsicht 
 
Grundlegend umzugestalten war das Gesetz in formeller Hinsicht. 
 
Maßgebend bei der Konzipierung des Entwurfs war weiter der Grundsatz der 
Rechtsvereinfachung (vgl. hierzu im Einzelnen den Beschluss der Landesregierung 
zu Leitlinien für Vorschriften- und Bürokratieabbau vom 21. Oktober 2008, 
MBl. LSA S. 732). Rechtsvereinfachung wird u.a. durch Standardisierung bewirkt. 
Hierzu gehört auch der Verzicht auf solche Regelungsdifferenzierungen, für die es 
keine sachlich begründete Notwendigkeit gibt. Im Stiftungsrecht bedeutet dies, dass 
eine einzelne stiftungsrechtliche Rechtsform (ein besonderer „Stiftungstyp“) nur dann 
gerechtfertigt ist, wenn sie eine Funktion erfüllt, die von einer anderen Rechtsform 
nicht abgedeckt wird; andernfalls ist sie entbehrlich. Denn jede zusätzliche, eigentlich 
nicht erforderliche Rechtsform erzeugt Abgrenzungs- und weitere Folgeprobleme, die 
die Rechtsanwendung unnötig belasten. 
 
Hieraus ergeben sich insbesondere die folgenden Änderungen: 
 
6.1 Der Aufbau des Gesetzes wurde, wie bereits dargelegt, völlig neu konzipiert. Er 

orientiert sich streng an rechtssystematischen Überlegungen. 
 
6.2 Der Begriff der Stiftung des öffentlichen Rechts wurde präzisiert. Die „klassi-

sche“ (d.h. dem Land zugeordnete) Stiftung des öffentlichen Rechts erhält künf-
tig die Bezeichnung „staatliche Stiftung des öffentlichen Rechts“. Rechtssyste-
matisch steht sie damit auf derselben Stufe wie die kirchliche Stiftung des öf-
fentlichen Rechts. Mit dieser zusammen bildet sie die Gesamtheit der Stiftungen 
des öffentlichen Rechts im Land. Die im bisherigen Gesetz (wie auch in mehre-
ren Landesstiftungsgesetzen) noch bestehende ungenaue Begrifflichkeit wird 
damit beseitigt. 

 
6.3 Die Begriffe der kirchlichen Stiftung des bürgerlichen Rechts, der staatlichen 

Stiftung des öffentlichen Rechts und der kirchlichen Stiftung des öffentlichen 
Rechts werden einander angeglichen, d.h. nach einem einheitlichen Schema 
gefasst. Sie haben jeweils drei Tatbestandsvoraussetzungen, zwei materiell-
rechtliche und eine formelle. Dies wird die Abgrenzung zwischen diesen in der 
Praxis oft schwer unterscheidbaren Rechtsformen erleichtern. 
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6.4 Der Begriff der kommunalen Stiftung des öffentlichen Rechts kann entfallen. In 

Sachsen-Anhalt gibt es ohnehin keine einzige derartige Stiftung. Diese Rechts-
form hat allein noch historische Bedeutung (vor allem in den süddeutschen 
Bundesländern). Stiftungen des öffentlichen Rechts sollen ohnehin nur durch 
Gesetz errichtet werden. Eine „mittelbare Kommunalverwaltung“ (entsprechend 
der mittelbaren Staatsverwaltung des Landes) macht keinen Sinn. Insbesondere 
ist kein Fall denkbar, in dem eine im kommunalen Bereich tätige Stiftung ihre 
Aufgabe nicht auch in der Rechtsform der „gemeindlichen“ Stiftung bürgerlichen 
Rechts erfüllen könnte. Einen Bedarf für derartige Stiftungen gibt es somit nicht. 

 
6.5 Auch die Rechtsform der kommunalen Stiftung des bürgerlichen Rechts ist ent-

behrlich. Diese Rechtsform ist ebenfalls nur historisch zu erklären. Stiftungs-
recht und Kommunalrecht dürfen nicht miteinander vermischt werden. Eine Stif-
tung, die nach der Satzung von einer Kommune verwaltet wird, bleibt gleichwohl 
eine gewöhnliche Stiftung des bürgerlichen Rechts. Zu Einzelfragen bei dieser 
Verwaltung kann das Kommunalrecht herangezogen werden. Besonderer stif-
tungsrechtlicher Regelungen bedarf es hierzu jedoch nicht. Materiell-rechtliche 
Änderungen sind mit dem Wegfall dieses Begriffs nicht verbunden. 

 
6.6 Besonderen Wert wurde darauf gelegt, die Schnittstellen des Stiftungsgesetzes 

mit anderen Rechtsvorschriften (z.B. dem BGB, dem IZG LSA, dem VwVG LSA 
oder den Staatskirchenverträgen) sorgfältig auszuweisen. Denn die rechtssys-
tematische Stellung des Stiftungsgesetzes Sachsen-Anhalt im komplexen Ge-
flecht der Gesamtrechtsordnung soll auch für den nicht fachkundigen Rechts-
anwender so klar wie möglich erkennbar sein. 

 
7. Aufbau des Gesetzes 
 
Das Gesetz ist in fünf Abschnitte gegliedert. 
 
Abschnitt 1 (§§ 1 bis 5) enthält die allgemeinen Vorschriften. Geregelt werden der 
Zweck des Gesetzes (§ 1), sein Anwendungsbereich (§ 2), Begriffsbestimmungen 
(§ 3), die Stiftungsbehörden (§ 4) und das Stiftungsverzeichnis (§ 5). 
 
Abschnitt 2 (§§ 6 bis 10) enthält mit den Regelungen über die Stiftungen des bürger-
lichen Rechts den Kern des Gesetzes. Die Reihenfolge folgt einer logischen Gliede-
rung: § 6 betrifft die Entstehung der Stiftung, § 7 die Aufgaben der Stiftung, 
§§ 8 und 9 Statusänderungen (§ 8 nach § 87 BGB und § 9 gemäß Landesrecht) und 
§ 10 die Aufsicht. 
 
Abschnitt 3 (§ 11) regelt die staatlichen Stiftungen des öffentlichen Rechts, Ab-
schnitt 4 (§§ 12 f.) die kirchlichen Stiftungen. 
 
Abschnitt 5 enthält Bußgeld-, Übergangs- und Schlussbestimmungen. Hervorzuhe-
ben sind dabei §§ 15 f., die Regelungen für die immer noch sehr zahlreichen Altstif-
tungen enthalten. 
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II. Haushaltsmäßige Auswirkungen 
 
Zusätzliche Kosten für das Land und die Kommunen entstehen nicht. Die für die Mo-
dernisierung des Stiftungsverzeichnisses erforderliche Datenbank kann in Zusam-
menarbeit mit dem Landesrechenzentrum erstellt werden. 
 
III. Ergebnis der Anhörung 
 
Gelegenheit zur Stellungnahme zum Gesetzentwurf hatten 

• der Beauftragte der Evangelischen Kirchen bei Landtag und Landesregierung 
Sachsen-Anhalt 

• das Katholische Büro Sachsen-Anhalt, 
• der Landesverband jüdischer Gemeinden in Sachsen-Anhalt, 
• der Landkreistag Sachsen-Anhalt,  
• der Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt,  
• der Bundesverband Deutscher Stiftungen e.V., 
• der Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft e.V., 
• die Rechtsanwaltskammer Sachsen-Anhalt, 
• die Notarkammer Sachsen-Anhalt, 
• die Steuerberaterkammer Sachsen-Anhalt, 
• die Wirtschaftsprüferkammer, Landesgeschäftsstelle Berlin, Brandenburg, 

Sachsen und Sachsen-Anhalt, 
• der Landesbeauftragte für den Datenschutz,  
• Prof. Dr. Bernd Andrick, Verwaltungsgericht Gelsenkirchen, Vorsitzender Rich-

ter, 
• Prof. Dr. Michael Kilian, Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, Juristische 

und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät, 
• Dr. Klaus Neuhoff, Private Universität Witten/Herdecke, Leiter des Instituts 

Stiftung und Gemeinwohl, 
• Prof. Dr. Martin Schulte, Technische Universität Dresden, Juristische Fakultät, 

und 
• Prof. Dr. Olaf Werner, Abbe-Institut für Stiftungswesen an der Friedrich-

Schiller- Universität Jena. 
 
Zum Gesetzentwurf sind 13 Stellungnahmen eingegangen. Die Kirchen haben 
gleichlautende Stellungnahmen abgegeben. Der Landesverband jüdischer Gemein-
den in Sachsen-Anhalt, der Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft e. V., die 
Rechtsanwaltskammer Sachsen-Anhalt sowie Prof. Dr. Kilian haben sich nicht geäu-
ßert. 
Insgesamt wurde der Entwurf des Stiftungsgesetzes Sachsen-Anhalt außerordentlich 
positiv bewertet. Hervorgehoben wurde u. a., dass das Gesetz zu mehr Rechtsklar-
heit führe und Missverständnisse vermeiden helfe. Mehrfach wurden die Bemühun-
gen des Landes um die Reaktivierung von Altstiftungen gewürdigt, die im Gesetzes-
text ihren adäquaten Niederschlag finden. Prof. Dr. Werner hob hervor, dass sich das 
Land Sachsen-Anhalt „zum eigenen Nutzen für außerhalb des Landes lebende Stifter 
als Stiftungssitz“ empfehle, da dieses Gesetz durch die „auf das Wesentliche be-
schränkte(n) Regelungen die nötige Transparenz für die Stifterentscheidung“ biete.  
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Die vielen Anregungen zu Einzelfragen des Gesetzentwurfes wurden sämtlich sorg-
fältig geprüft und zum Teil in den Normtext oder die Begründung eingearbeitet. Die 
wichtigsten werden im Folgenden dargestellt. 
 
In § 1 wurde der Zweck des Gesetzes weiter als bisher gefasst. Prof. Dr. Andrick, der 
insoweit einen Hinweis gegeben hatte, erklärte sich mit dieser Änderung des Norm-
textes ausdrücklich einverstanden. 
 
Prof. Dr. Werner regte an, die Stiftungsbehörden zu verpflichten, dem Stifter bei der 
Verwirklichung seines Willens beratend zu Seite zu stehen. Dieser Anregung wurde 
nicht entsprochen. Die sorgfältige Beratung potentieller Stifter ist langjährige Praxis; 
sie wird vom Landesverwaltungsamt sehr ernst genommen. Sie als gesetzliche 
Pflicht festzuschreiben, ist aber nicht angezeigt und auch nicht erforderlich. 
 
Die Anregung von Dr. Neuhoff zu § 2 (Anwendungsbereich) wurde aufgegriffen. Da-
mit wird jetzt auch im Normtext klargestellt, dass mögliche vom Bund mit Sitz in 
Sachsen-Anhalt errichtete Stiftungen des öffentlichen Rechts nicht in den Anwen-
dungsbereich dieses Gesetzes fallen. 
 
Die im § 3 des Gesetzentwurfes vorgenommenen Begriffsbestimmungen, die eine 
Präzisierung der Stiftungstypen beinhalten und in dieser Form bisher noch in keinem 
Landesstiftungsgesetz geregelt werden, wurden – allerdings mit unterschiedlicher 
Akzentuierung – befürwortet. Der Landkreistag Sachsen-Anhalt begrüßte aus Grün-
den der Rechtsklarheit den Wegfall des Begriffes der kommunalen Stiftung als selb-
ständigen Typ einer Stiftung ebenso wie Prof. Dr. Werner. Hinsichtlich der Definition 
der kirchlichen Stiftung des bürgerlichen Rechts in Absatz 2 gaben die Kirchen zu 
bedenken, dass dabei die Besonderheiten von kirchlichen Altstiftungen nicht ausrei-
chend berücksichtigt seien. Diesem Einwand wurde durch eine Klarstellung in der 
Begründung Rechnung getragen. Zu demselben Absatz 2 regte Prof. Dr. Schulte an, 
die Nummern 2 c und 2 d (Varianten einer kirchlichen Stiftung des bürgerlichen 
Rechts) zu streichen, da sie Unterfälle der Nummer 2 b darstellten. Dieser Anregung 
wurde nicht gefolgt, da die im Gesetzentwurf (wie schon im bisherigen Gesetz) vor-
gesehene Untergliederung dem differenzierten Erscheinungsbild kirchlicher Stiftun-
gen des bürgerlichen Rechts entspricht. Während eines Telefonats stimmte Prof. Dr. 
Schulte dieser Entscheidung zu. Schließlich wurde auf Anregung der Kirchen und 
Prof. Dr. Schulte Absatz 6 neu gefasst, der die Stiftungen von Religions- und Welt-
anschauungsgemeinschaften betrifft.  
 
Hinsichtlich der Festlegungen im § 5 befürworteten der Bundesverband Deutscher 
Stiftungen und der Landesbeauftragte für den Datenschutz ausdrücklich die vorge-
sehene Einführung eines Stiftungsverzeichnisses und die durch dessen Einstellen in 
das Internet beabsichtigte Möglichkeit der Einsichtnahme für jedermann.  
 
Der Bundesverband Deutscher Stiftungen bedauerte das Fehlen der Angaben zu be-
sonderen Vertretern und ihren Befugnissen im Verzeichnis. Dieser Anregung wurde 
jedoch aus Gründen des Datenschutzes nicht nachgekommen.  
 
Die Notarkammer empfahl ein einheitliches, beim Registergericht zu führendes 
Rechtsträgerregister. Dem Vorschlag wurde aus praktischen Erwägungen (zusätzli-
che Kosten für die Stiftungen, Verkomplizierung des Verfahrens) nicht gefolgt. Die 
Frage des amtlichen Rechtsträgerregisters für Stiftungen wurde bereits im Zusam-
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menhang mit der Novellierung der Vorschriften des BGB im Jahre 2002 verworfen; 
kein Bundesland hat eine derartige Regelung getroffen. 
 
Der Bundesverband Deutscher Stiftungen und die Notarkammer Sachsen-Anhalt be-
grüßten ausdrücklich die Möglichkeit der Beantragung von Vertretungsbescheinigun-
gen bei der Stiftungsbehörde. Diese – wie von der Notarkammer Sachsen-Anhalt 
angeregt – jedoch künftig mit Unterschrift und Dienstsiegel zu versehen, ist nicht er-
forderlich, denn die Stiftungsbehörde stellt (bereits jetzt schon) anlassbezogene Ver-
tretungsbescheinigungen aus und orientiert sich dabei an den jeweiligen spezialge-
setzlichen Regelungen.  
 
Der Landesbeauftragte für den Datenschutz sprach sich gegen die im Absatz 6 vor-
gesehene Regelung aus, wonach die Unterlagen der Stiftungsbehörde nicht dem 
Recht auf Informationszugang unterliegen. Dieser Anregung wird nicht gefolgt. De-
tailinformationen über juristische Personen des privaten Rechts (z. B. Angaben zum 
Grundstockvermögen der Stiftung) dürfen nicht jedermann zugänglich sein. Ein In-
formationsbegehren, z. B. zum Inhalt einer Satzung, kann jedoch gegenüber der Stif-
tung geltend gemacht werden.  
 
Gefolgt wird den Hinweisen von Prof. Dr. Andrick und Prof. Dr. Schulte, in § 7 Ab-
satz 2 Satz 1 die bisherige Nummer 1 zu streichen. Dadurch wird die Pflicht der Stif-
tung zur  Erhaltung  des Grundstockvermögens gestärkt und das Entstehen einer – 
wegen § 80 Abs. 2 BGB – unzulässigen Verbrauchstiftung verhindert.  
 
Auf die in Absatz 2 Satz 2 enthaltene Forderung, die Rücklagen getrennt vom übri-
gen Vermögen zu halten, wird auf Anregung der Kirchen verzichtet. Auf Hinweis der 
Wirtschaftsprüferkammer Sachsen-Anhalt werden die vereidigten Buchprüfer und die 
jeweiligen Berufsgesellschaften in Absatz 6 aufgenommen.  
 
Die Kommunalen Spitzenverbände Sachsen-Anhalt erbaten eine Aufweichung des 
§ 9. Sie wollten erreichen, dass künftig bei politischen und administrativen Verände-
rungen (z. B. Veränderungen der Gemeinde- und Kreisstruktur) der einst vom Stifter 
festgelegte Wirkungsbereich einer Stiftung auf Wunsch des Stifters verändert werden 
kann. Dieser Vorschlag kann nicht berücksichtigt werden. Er verkennt die Eigenart 
der Rechtsform Stiftung. Diese besteht darin, dass die einmal entstandene Stiftung 
völlig unabhängig von ihrem – ehemaligen – Stifter besteht. Dieser trennt sich dauer-
haft und unwiderruflich („ewig“) von dem in die Stiftung eingebrachtem Vermögen. 
Nach der Entstehung dieser juristischen Person kann der Stifter daher auch keine 
Satzungsänderung verlangen. Maßgebend ist vielmehr ausschließlich der ursprüngli-
che Stifterwille. 
 
Die Kommunalen Spitzenverbände Sachsen-Anhalt und der Bundesverband Deut-
scher Stiftungen hoben im Zusammenhang mit dem im § 10 Abs. 3 ihre Befürchtung 
hervor, dass das der Stiftungsbehörde eingeräumte Recht zur Beauftragung externer 
Prüfer der Jahresrechnungen im Kontext der Verschlankung der Verwaltung des 
Landes zu erhöhten Kosten für die betroffenen Stiftungen führen könnte. Deshalb 
wurde in der Begründung klargestellt, dass auch in Zukunft die Prüfung der Jahres-
rechnungen grundsätzlich von der Aufsichtsbehörde durchgeführt wird. Allerdings 
müsse diese auch über die Möglichkeit verfügen, Sachverständige zu Prüfungen bei-
zuziehen. 
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Aus dem Anwendungsbereich des § 14 (Ordnungswidrigkeiten) werden auf Grund 
des Hinweises der Kirchen die kirchlichen Stiftungen des bürgerlichen Rechts aus-
genommen. 
 
Die Voten zu der vorgesehenen Änderung der Gemeindeordnung (§ 20) waren dia-
metral entgegengesetzt. Prof. Dr. Schulte und Prof. Dr. Werner begrüßten aus Sicht 
der Fachwissenschaft die Änderung des § 115 Abs. 4 GO LSA ausdrücklich. Sie 
stärke die vermögensmäßige Ausstattung der Stiftung, trage zur Eigenständigkeit der 
Stiftung bei und verhindere die dauerhafte Verlagerung von öffentlichem Vermögen 
in Nebenhaushalte. Die Kommunalen Spitzenverbände Sachsen-Anhalt, der Bun-
desverband Deutscher Stiftungen und Dr. Neuhoff sprachen sich gegen die Ände-
rung aus. Diese bewirke eine unverhältnismäßige Einschränkung der kommunalen 
Selbstverwaltung. Letzterer Auffassung wird nicht gefolgt. Der Ewigkeitscharakter der 
Stiftung bewirkt, dass das von der Kommune weggegebene Vermögen niemals zu-
rückgeholt werden kann. Deshalb kann die Rechtsform Stiftung nur subsidiär (insbe-
sondere bei Vorliegen ausreichender Mitstiftungen) in Betracht kommen. Liegen die-
se besonderen Voraussetzungen vor, wird auch in Zukunft die Einbringung von 
kommunalen Vermögen in Stiftungen möglich sein.  
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B. Zu den einzelnen Bestimmungen 

 
Abschnitt 1 

Allgemeine Vorschriften 
 
Abschnitt 1 enthält zunächst die drei „klassischen“ Eingangsvorschriften § 1 (Zweck 
des Gesetzes), § 2 (Anwendungsbereich) und § 3 (Begriffsbestimmungen). Damit 
erhält der Rechtsanwender einige grundlegende Informationen zur Stellung des Ge-
setzes innerhalb der Rechtsordnung insgesamt wie zu seiner inneren Struktur. Die-
ses Gliederungsschema entspricht dem heutigen Stand der Normgebungstechnik, 
wie sie sich in den letzten zwanzig Jahren entwickelt hat. 
 
Es folgt mit § 4 (Stiftungsbehörden) die Regelung der Behördenzuständigkeiten und 
mit § 5 (Stiftungsverzeichnis) diejenige Vorschrift, in der festgelegt wird, in welchem 
Umfang sich das Publikum Kenntnis über die im Lande bestehenden Stiftungen ver-
schaffen darf. 
 
Zu § 1 (Zweck des Gesetzes) 
 
Regelungsgegenstand des § 1 ist der Zweck des Gesetzes. In dieser ersten Rechts-
vorschrift soll der Rechtsanwender den Leitgedanken des Gesetzes erfahren. 
 
Der Leitgedanke des Stiftungsrechts ist der Stifterwille. Er beherrscht das gesamte 
Rechtsgebiet. Er ist die zentrale rechtliche Kategorie. Auch bisher war er an maß-
geblicher Stelle normiert, nämlich als Auslegungsgrundsatz in § 2. Indem er jetzt als 
vorrangiger Gesetzeszweck an die Spitze des Gesetzes gestellt wird, wird seine Be-
deutung noch weiter gestärkt. 
 
Seine verfassungsrechtliche Grundlage findet der Stifterwille (hinsichtlich der Stiftung 
des bürgerlichen Rechts) im Grundrecht der allgemeinen Handlungsfreiheit, die na-
türlichen und juristischen Personen des Privatrechts als Grundrechtsträgern durch 
Artikel 2 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG) gewährleistet ist. Dieses Recht umfasst die 
Befugnis des Stifters, grundsätzlich selbst über den Inhalt und die Ausgestaltung des 
Stiftungsgeschäfts und der Stiftungssatzung zu entscheiden sowie im Einzelnen fest-
zulegen, wie der Zweck der Stiftung nach Maßgabe des Stifterwillens verwirklicht 
werden soll. Ist eine Stiftung als rechtsfähig anerkannt, kann sie aus dem verfas-
sungsrechtlich garantierten allgemeinen Persönlichkeitsrecht das Recht herleiten, al-
le ihre Angelegenheiten in eigener Verantwortung zu regeln.  
 
Bezugspunkt des Stifterwillens sind die drei Elemente jeder Stiftung: der (vom Stifter 
bestimmte) Stiftungszweck, das (vom Stifter zur Verfügung gestellte) Stiftungsver-
mögen und die (vom Stifter bestimmte) Stiftungsorganisation. Maßgeblicher Zeit-
punkt für den Stifterwillen ist stets die Errichtung der Stiftung; spätere Änderungen 
dieses Willens sind unbeachtlich. Dies gilt auch dann, wenn die Errichtung der Stif-
tung schon sehr lange zurückliegt. 
 
Die Rechtskategorie Stifterwillen steht in unmittelbarem Sachzusammenhang mit 
dem Ewigkeitscharakter der juristischen Person Stiftung. Ist die Stiftung einmal er-
richtet, ist diese auch von dem Stifter selbst unabhängig. Der Einfluss des Stifters 
besteht nur insoweit, als er sich vor Errichtung der Stiftung in der von ihm entworfe-
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nen Satzung bestimmte Befugnisse eingeräumt hat, z.B. als Vorstandsmitglied der 
Stiftung, was in der Regel geschieht. Die Bedeutung dieses Grundsatzes zeigt sich in 
den Regelungen über die Aufgaben der Stiftungen bzw. der Aufsichtsbehörde, über 
die Änderungen des Stiftungszwecks und auch im Verhältnis zu stiftenden Institutio-
nen. Zweck dieses Gesetzes ist es deshalb auch, die notwendigen Festlegungen zu 
den Aufgaben der Stiftung bzw. der Stiftungsaufsicht sowie zu ihrem wechselseitigen 
Verhältnis zu treffen. 
 
Die Stiftungsorgane werden verpflichtet, den Stifterwillen in der Weise zu verwirkli-
chen, dass bei grundsätzlicher Erhaltung des Grundstocksvermögens der Stiftungs-
zweck aus der Nutzung dieses Grundstockvermögens erfüllt wird (vgl. § 7). Aufgabe 
der Aufsichtsbehörde ist es, darüber zu wachen, dass dies ordnungsgemäß ge-
schieht (vgl. § 10), denn eine Änderung des Stiftungszwecks ist nach Errichtung der 
Stiftung grundsätzlich nicht mehr möglich. Darin liegt die Besonderheit der Stiftung 
im Vergleich mit anderen juristischen Personen: Der Zweck eines Vereins kann je-
derzeit durch Beschluss der Vereinsmitglieder ebenso geändert werden wie der Ge-
schäftszweck einer GmbH oder einer Aktiengesellschaft durch Beschluss der Gesell-
schafter. Bei der Stiftung ist dies hingegen nur möglich, wenn einer der Ausnahme-
tatbestände des § 87 BGB (vgl. § 8 des vorliegenden Entwurfs) oder des § 9 vorliegt. 
– Besondere Bedeutung hat der Stifterwille auch bei Altstiftungen. Kann der Stif-
tungszweck in der ursprünglichen Form nicht mehr verwirklicht werden, weil die ge-
sellschaftlichen Verhältnisse sich geändert haben oder das Stiftungsvermögen nicht 
mehr ausreicht, muss im Rahmen der Prüfung nach § 87 BGB bzw. § 9 des Entwurfs 
zunächst nach einem Zweck gesucht werden, der dem bisherigen am nächsten liegt. 
 
Nichts anderes gilt, wenn eine Stiftung von einer Kirche (vgl. § 3 Abs. 2 Nr. 2a) oder 
einer Kommune (vgl. § 115 Abs. 4 GO LSA) errichtet wird. Mit dem Eintritt der Selb-
ständigkeit der betreffenden juristischen Person ist diese Stiftung nicht Teil der Kir-
che bzw. der Kommune, sondern auch von dieser unabhängig. Insbesondere ist 
auch das Stiftungsvermögen nicht Teil des Vermögens der betreffenden Kirche bzw. 
Kommune, sondern gänzlich unabhängig von dieser. 
 
Diese Überlegungen gelten grundsätzlich auch für staatliche Stiftungen des öffentli-
chen Rechts. Zwar sind diese Ausfluss der Organisationshoheit des Staates. Dieser 
kann die Existenz der Stiftung, die er durch Gesetz errichtet hat, auch wieder ändern 
oder sogar aufheben. Gleichwohl ist auch die staatliche Stiftung des öffentlichen 
Rechts tendenziell auf Dauer angelegt.  
 
Indem der Stifterwille zur zentralen Kategorie erhoben und die Rechtsbeziehungen 
zwischen Stifter und Stiftung auf der einen und der Stiftungsaufsicht auf der anderen 
Seite fixiert werden, soll dieses Gesetz zur Rechtssicherheit auf dem Gebiet des Stif-
tungsrechts beitragen und das Stiftungswesen im Land Sachsen-Anhalt, nachdem es 
bis 1989 auf dem Gebiet der DDR eine zunehmend geringere Rolle spielte, befördert 
werden. 
 
Zu § 2 (Anwendungsbereich) 
 
Regelungsgegenstand des § 2 ist der Anwendungsbereich des Gesetzes. In der 
zweiten Rechtsvorschrift soll der Rechtsanwender erfahren, ob das Gesetz in dem 
ihn interessierenden Fall einschlägig ist oder ob er andere Gesetze heranzuziehen 
hat. 



27 
 

 
Das Gesetz regelt – wie das bisherige Gesetz und viele andere Landesstiftungsge-
setze – sowohl die Stiftungen des bürgerlichen Rechts als auch die Stiftungen des 
öffentlichen Rechts mit Sitz in Sachsen-Anhalt. Es enthält somit eine umfassende 
Regelung des Stiftungsrechts, soweit hierfür der Landesgesetzgeber zuständig ist.  
 
Zum einen ist dies im Hinblick auf den Grundsatz der Einheit des Stiftungsrechts ge-
boten. Denn die Stiftungen des bürgerlichen Rechts und die Stiftungen des öffentli-
chen Rechts weisen ganz erhebliche Gemeinsamkeiten auf; hierzu gehört insbeson-
dere, dass es sich in beiden Fällen um auf Dauer bestehende selbständige Vermö-
gensmassen handelt. Zum anderen ist dies erforderlich aus Gründen der Rechtsklar-
heit und Anwenderfreundlichkeit. Denn das Nebeneinander der verschiedenen stif-
tungsrechtlichen Rechtsformen („Stiftungstypen“) ist für den Nichtfachmann nur 
schwer zu durchschauen. Daher werden auch zukünftig alle Rechtsformen in nur ei-
nem Gesetz zusammengefasst, sodass die Gemeinsamkeiten, aber auch die Unter-
schiede für den Rechtsanwender so klar wie möglich erkennbar sind.  
 
Nicht vom Anwendungsbereich sind mögliche vom Bund mit Sitz in Sachsen-Anhalt 
errichtete Stiftungen des öffentlichen Rechts erfasst. Dies wird durch den zweiten 
Halbsatz („soweit…“) klargestellt (vgl. auch § 3 Abs.4). Eine Gesetzgebungskompe-
tenz des Landes besteht insoweit nicht. Bisher gibt es keine derartige Stiftung. In ei-
nem solchen Fall wäre allein das vom Bund zu erlassende Errichtungsgesetz anzu-
wenden.  
 
Zu § 3 Begriffsbestimmungen 
 
In dieser Vorschrift werden die Begriffsbestimmungen der verschiedenen Stiftungsty-
pen – anders als bisher – als Teil der Allgemeinen Vorschriften des Abschnitts 1 des 
Gesetzes „vor die Klammer gezogen“ und zusammengefasst.  
 
Die Absätze 1 und 3 enthalten – in Anknüpfung an § 2 – Definitionen der Stiftungen 
des bürgerlichen und des öffentlichen Rechts. 
 
Absatz 2 definiert – in Anknüpfung an Absatz 1 – die kirchliche Stiftung des bürgerli-
chen Rechts; die Absätze 4 und 5 definieren – in Anknüpfung an Absatz 3 – die 
staatliche und die kirchliche Stiftung des öffentlichen Rechts. Inhaltlich stimmen die-
se drei Begriffsbestimmungen mit denjenigen im bisherigen Gesetz in großen Teilen 
überein. In ihrer formalen Struktur wurden die Definitionen allerdings grundlegend 
umgestaltet. Insbesondere wurde darauf geachtet, sie so weit wie möglich einander 
anzugleichen, d. h. nach einem einheitlichen Schema zu fassen. Sie haben jeweils 
eine dreigliedrige Struktur: Die beiden materiell-rechtlichen Tatbestandsvorausset-
zungen betreffen jeweils die Art der Aufgabe und die organisatorische Zuordnung der 
Stiftung; die formelle Tatbestandsvoraussetzung betrifft die Benennung des jeweili-
gen Stiftungstyps im Errichtungsakt. Diese Systematik hat den Zweck, die Gemein-
samkeiten und die Unterschiede so deutlich wie möglich hervortreten zu lassen. Die 
Abgrenzung zwischen diesen in der Praxis oft schwer unterscheidbaren Rechtsfor-
men wird damit deutlich erleichtert. 
 
Eine Definition der kommunalen Stiftung ist in § 3 nicht enthalten. Dieser Begriff ist 
entbehrlich. da für die bisherigen stiftungsrechtlichen Sonderregelungen des § 25 
kein Bedarf besteht. Danach waren kommunale Stiftungen solche, deren im Rahmen 
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der jeweiligen kommunalen Aufgaben liegender Zweck nicht wesentlich über den 
räumlichen Geltungsbereich der Gebietskörperschaft hinauswirkt. Bei diesen Stiftun-
gen handelt es sich um gewöhnliche rechtsfähige Stiftungen des bürgerlichen 
Rechts.  
 
Im kommunalen Bereich tätige Stiftungen sind eine besonders häufige und wichtige 
Erscheinungsform der Stiftung des bürgerlichen Rechts. Auf sie sind die §§ 80 ff. 
BGB sowie ggf. die Bestimmungen des kommunalen Haushaltsrechts und zur kom-
munalen Vermögenswirtschaft (z. B. § 115 GO LSA) anwendbar. Stiftungsrechtliche 
Regelungen sind für sie aber nicht erforderlich. 
 
Die beiden wichtigsten Fallkonstellationen sind die Errichtung einer Stiftung durch die 
Kommune selbst sowie die Festlegung eines Stifters, die Stiftung solle durch die 
Kommune verwaltet werden. 
 
Die erste Variante ist im § 115 Abs. 4 GO LSA geregelt; danach unterliegt die Ein-
bringung von kommunalem Vermögen in eine Stiftung bestimmten Restriktionen. 
Sind die Anforderungen des § 115 Abs. 4 (neben denjenigen der §§ 80 ff. BGB.) er-
füllt, ist die Stiftung anzuerkennen; besondere stiftungsrechtliche Bestimmungen sind 
entbehrlich. 
 
Auch bei der zweiten Variante besteht im Stiftungsgesetz kein Regelungsbedarf. 
Trifft der Stifter in der Satzung eine Bestimmung, so ist diese maßgebend. Andern-
falls gelten die allgemeinen kommunalrechtlichen Bestimmungen über die Vertretung 
und Verwaltung der Kommunen. Der bisherige § 25 Abs. 2 wiederholt daher nur 
Selbstverständliches.) 
 
Dieser Wegfall des entbehrlichen Begriffs der kommunalen Stiftung dient der 
Rechtsvereinfachung und der Rechtsklarheit. Er führt zu einer deutlicheren Abgren-
zung von Stiftungsrecht einerseits und Kommunalrecht andererseits. Die bisherige, 
schwer verständliche Gemengelage aus den beiden Rechtsgebieten entfällt. Mate-
riell-rechtliche Änderungen sind mit dem Wegfall des Begriffs nicht verbunden. 
 
Zu Absatz 1 
 
Stiftungen des bürgerlichen Rechts im Sinne dieses Gesetzes sind die rechtsfähigen 
Stiftungen des bürgerlichen Rechts. Sie haben auf Grund der Regelungen der §§ 80 
ff. BGB Rechtsfähigkeit erlangt. Diese Vorschriften werden in Bezug genommen; 
damit wird die Schnittstelle zwischen dem BGB und dem vorliegenden Entwurf ge-
kennzeichnet. Zu den Stiftungen des bürgerlichen Rechts zählen auch die kirchlichen 
Stiftungen des bürgerlichen Rechts (vgl. auch § 80 Abs. 3 BGB). 
 
Zu Absatz 2 
 
Der Begriff der kirchlichen Stiftung des bürgerlichen Rechts entspricht weitgehend 
der bisherigen Definition in § 26 Abs. 1. Formal wird sie neu gegliedert, indem die 
Aufgabenerfüllung in Nr. 1 und der organisatorische Bezug zur Kirche in Nr. 2 gere-
gelt werden. Neu ist die unter Nr. 3 genannte Voraussetzung, dass künftig die Stif-
tung bei ihrer Errichtung auch formal als kirchliche Stiftung des bürgerlichen Rechts 
errichtet sein muss. Dies bedeutet, dass die materiell-rechtlichen Voraussetzungen 
beim Anerkennungsakt auch ihren formalen Niederschlag gefunden haben, d. h. 
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dass die Stiftung darin auch als kirchliche Stiftung bezeichnet wird. Denn bei der Zu-
ordnung einer konkreten Stiftung muss schon wegen der damit verknüpften Rechts-
folgen Klarheit herrschen.  
 
Mit dieser Regelung sollen in der Vergangenheit aufgetretene Zuordnungsprobleme 
von Stiftungen für die Zukunft ausgeschlossen werden. Sie bedeutet keine inhaltliche 
Erweiterung jener Kriterien, die von einer bereits bestehenden kirchlichen Stiftung 
des bürgerlichen Rechts zu erfüllen sind. Sofern bei einer derartigen Stiftung die un-
ter den Nrn. 1 und 2 aufgeführten Kriterien erfüllt sind und die Zusage der Kirche vor-
liegt, handelt es sich um eine kirchliche Stiftung. Auf § 16 Absatz 2 wird ausdrücklich 
verwiesen. 
 
Zu Absatz 3 
 
Der Begriff der Stiftung des öffentlichen Rechts wurde gegenüber der bisherigen De-
finition präzisiert. Die „klassische“ (d. h. dem Land zugeordnete) Stiftung des öffentli-
chen Rechts erhält künftig die Bezeichnung „staatliche Stiftung des öffentlichen 
Rechts“. Rechtssystematisch steht sie damit auf derselben Stufe wie die kirchliche 
Stiftung des öffentlichen Rechts. Mit dieser zusammen bildet sie die Gesamtheit der 
Stiftungen des öffentlichen Rechts im Land. Die im bisherigen Gesetz (wie auch in 
mehreren Landesstiftungsgesetzen) noch bestehende ungenaue Begrifflichkeit wird 
damit beseitigt. Denn die bisherige Definition der Stiftung des öffentlichen Rechts be-
zeichnete nur einen Teil aller Stiftungen des öffentlichen Rechts, da sie die kirchli-
chen Stiftungen des öffentlichen Rechts nicht einschloss. 
 
Zu Absatz 4  
 
Auch der Begriff der staatlichen Stiftung des öffentlichen Rechts entspricht weitge-
hend der bisherigen Definition. Formal wurde das Gliederungsschema der Definition 
der kirchlichen Stiftung des bürgerlichen Rechts in Absatz 2 und der kirchlichen Stif-
tung des öffentlichen Rechts in Absatz 5 angeglichen, um die Abgrenzung der ver-
schiedenen Stiftungsformen voneinander zu erleichtern. Demzufolge wird in Nr. 1 die 
Art der Aufgabe, in Nr. 2 der organische Zusammenhang mit dem Land und in Nr. 3 
die formale Errichtung als staatliche Stiftung des öffentlichen Rechts geregelt.  
 
Die von der staatlichen Stiftung des öffentlichen Rechts wahrgenommenen Aufgaben 
sind Fachaufgaben des Landes. Staatliche Stiftungen des öffentlichen Rechts stehen 
in einem organischen Zusammenhang mit dem Land, so dass sie als öffentliche Ein-
richtungen wahrgenommen werden. Sie bilden zusammen mit den rechtsfähigen 
Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts, die der Aufsicht des Landes 
unterliegen, die mittelbare Landesverwaltung. In § 11 Abs. 1 wird zudem festgelegt, 
dass staatliche Stiftungen des öffentlichen Rechts nur durch Gesetz errichtet werden 
können.  
 
Die zum Zeitpunkt des Entstehens des Gesetzes bereits existierenden Stiftungen öf-
fentlichen Rechts bleiben in ihrer Rechtsnatur bestehen (§ 15 Abs. 2). Auf diese 
Weise werden jene staatlichen Stiftungen des öffentlichen Rechts die vor Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes aufgrund eines Hoheitsaktes errichtet worden sind, den durch 
Gesetz errichteten staatlichen Stiftungen des öffentlichen Rechts gleichgestellt.  
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Der Begriff der kommunalen Stiftung des öffentlichen Rechts hingegen kann entfal-
len. In Sachsen-Anhalt gibt es ohnehin keine einzige derartige Stiftung. Diese 
Rechtsform hat allein noch historische Bedeutung (vor allem in den süddeutschen 
Bundesländern). Stiftungen des öffentlichen Rechts können grundsätzlich ohnehin 
nur durch Gesetz errichtet werden (Art. 86 Abs. 2 Verfassung des Landes Sachsen-
Anhalt). Eine „mittelbare Kommunalverwaltung“ (entsprechend der mittelbaren 
Staatsverwaltung des Landes) macht keinen Sinn. Insbesondere ist kein Fall denk-
bar, in dem eine im kommunalen Bereich tätige Stiftung ihre Aufgabe nicht auch in 
der Rechtsform der „gemeindlichen“ bürgerlich-rechtlichen Stiftung erfüllen könnte. 
Einen Bedarf für derartige Stiftungen gibt es somit nicht. 
 
Zu Absatz 5 
 
Auch den Kirchen steht die Errichtung öffentlich-rechtlicher Stiftungen nach Maßgabe 
der mit der Landesregierung vereinbarten Genehmigungs- und Unterrichtungsvorbe-
halte im Vertrag des Landes Sachsen-Anhalt mit den Evangelischen Landeskirchen 
in Sachsen-Anhalt vom 15. September 1993 (GVBl LSA 1994, S. 173), dort Artikel 8 
sowie zugehöriges Schlussprotokoll, sowie im Vertrag zwischen dem Heiligen Stuhl 
und dem Land Sachsen-Anhalt vom 15. Januar 1998 (GVBl. LSA S. 161), dort Arti-
kel 14 Abs. 2 und 3 sowie zugehöriges Schlussprotokoll, grundsätzlich frei. Die Kir-
chen haben sich ausweislich der zitierten Schlussprotokolle jedoch verpflichtet, nur 
besonders wichtige kirchliche Einrichtungen als öffentlich-rechtliche Stiftungen oder 
Anstalten zu errichten. Die erforderliche Genehmigung seitens der Landesregierung 
erteilte in der bisherigen Praxis das Kultusministerium.  
 
Kirchliche Stiftungen des öffentlichen Rechts sind rechtsfähige Stiftungen, die nach 
kirchlichem Recht errichtet werden. Bei den von einer kirchlichen Stiftung des öffent-
lichen Rechts verfolgten öffentlichen Zwecken muss es sich um ausschließlich kirch-
liche Aufgaben handeln. Kirchliche Stiftungen des öffentlichen Rechts stehen mit der 
Kirche in einem organischen Zusammenhang und sind in das Verwaltungssystem 
der Kirchen eingegliedert; sie sind der Regelungskompetenz des Staates weitgehend 
entzogen. 
 
Zu Absatz 6  
 
Die Regelungen für kirchliche Stiftungen gelten auch für solche Stiftungen, die Auf-
gaben jener Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften wahrnehmen, die Kör-
perschaften des öffentlichen Rechts sind. Die bisherige Regelung des § 26 Abs. 2 
des Stiftungsgesetzes wurde gestrafft; die Stiftungen der Religions- und Weltan-
schauungsgemeinschaften wurden denjenigen der Kirchen gleichgestellt. Die Auf-
nahme der  Weltanschauungsgemeinschaften erfolgte, da Artikel 32 der Verfassung 
des Landes Sachsen-Anhalt in Verbindung mit § 140 GG und Artikel 137 der Verfas-
sung des Deutschen Reiches vom 11. August 1919 (Weimarer Reichsverfassung –
WRV) die Weltanschauungsgemeinschaften den Religionsgesellschaften gleichstellt. 
 
Zu § 4 (Stiftungsbehörden) 
 
Regelungsgegenstand des § 4 ist die Zuständigkeit der Stiftungsbehörden. Eine Än-
derung gegenüber der bisherigen Rechtslage ist damit nicht verbunden. 
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Bislang bestimmte § 3 Abs. 1 des Stiftungsgesetzes, dass die Landesregierung die 
nach dem Stiftungsgesetz zuständigen Stiftungsbehörden festlegt. Nach dem Be-
schluss der Landesregierung über die Zuständigkeiten nach dem Stiftungsgesetz 
vom 13. August 1991 (MBl. LSA S. 410) i.V.m. dem Beschluss der Landesregierung 
über die Überleitung von durch Erlass den Regierungspräsidien, den Staatlichen 
Schulämtern, den Staatlichen Seminaren für Lehrämter, den Ämtern für Versorgung 
und Soziales zugewiesenen Aufgaben auf das Landesverwaltungsamt vom 
16. Dezember 2003 (MBl. LSA 2004, S. 41) sind für Stiftungen des bürgerlichen 
Rechts das Landesverwaltungsamt und für staatliche Stiftungen des öffentlichen 
Rechts die Fachministerien als jeweilige Stiftungsbehörde zuständig. Diese Zustän-
digkeitsregelung hat sich in hohem Maße bewährt. Sie kann nun im Gesetz selbst 
getroffen werden. Dies dient der Rechtsvereinfachung, da der Beschluss der Landes-
regierung als zusätzliche Rechtsgrundlage entbehrlich wird.  
 
Zu Absatz 1 
 
Das Landesverwaltungsamt wird zur Stiftungsbehörde für alle rechtsfähigen Stiftun-
gen des bürgerlichen Rechts und das für das Stiftungswesen zuständige Ministerium 
als oberste Stiftungsbehörde bestimmt.  
 
Die Zuständigkeit nur einer einzigen Behörde für rechtsfähige Stiftungen des bürger-
lichen Rechts ist in verwaltungsorganisatorischer Hinsicht optimal. Das Landesver-
waltungsamt ist für sämtliche Entscheidungen im gesamten Land auf diesem Sach-
gebiet zuständig. Damit können Synergieeffekte in idealer Weise genutzt und der stif-
tungsspezifische Sachverstand an einer Stelle gebündelt werden. Entsprechendes 
gilt für die ministerielle Fachaufsicht durch nur ein Ministerium. 
 
Dies ist bei einer derart komplexen Fachaufgabe auch erforderlich. Die rechtliche 
Schwierigkeit dieser Aufgabe beruht zum einen auf der Vielzahl der maßgeblichen, 
sehr unterschiedlichen Rechtsmaterien: Im Stiftungsrecht wirken Bürgerliches Recht 
(z. B. Einzelfragen im Grenzbereich zum Erbrecht bei der Errichtung einer Stiftung 
von Todes wegen), Verwaltungsverfahrensrecht, Staatskirchenrecht wie auch evan-
gelisches und katholisches Kirchenrecht (hinsichtlich kirchlicher Stiftungen), Kommu-
nalrecht (hinsichtlich jener Stiftungen, bei denen Kommunen Stifter oder Zustifter 
sind), Steuerrecht (Gemeinnützigkeitsrecht), Gesellschaftsrecht (bei Unternehmens-
trägerstiftungen), Handelsrecht und betriebswirtschaftliche Rechnungslegung (bei 
der Prüfung der Jahresabschlüsse) zusammen; sogar Einzelfragen der Rechtsge-
schichte sind von unmittelbarer Relevanz für heutige Verwaltungsentscheidungen 
(z. B. preußisches, anhaltisches oder SBZ/DDR-Recht bei der Prüfung des Fortbe-
stehens von Altstiftungen). Zum anderen sind die in der Verwaltungspraxis zu beur-
teilenden Lebenssachverhalte angesichts der tendenziell unbegrenzten Zahl der Stif-
tungszwecke und der unterschiedlichsten Gestaltungsmöglichkeiten hinsichtlich der 
Satzung äußerst vielfältig. 
 
Zu Absatz 2 
 
Für die dem Anwendungsbereich des Gesetzes unterfallenden rechtsfähigen staatli-
chen Stiftungen des öffentlichen Rechts wird die jeweils zuständige oberste Landes-
behörde als Stiftungsbehörde und zugleich oberste Stiftungsbehörde bestimmt. Im 
Zweifel entscheidet die Landesregierung über diese Frage. 
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Stifter der staatlichen Stiftungen des öffentlichen Rechts ist das Land selbst. Diese 
Stiftungen bilden zusammen mit den Körperschaften und Anstalten des Landes die 
mittelbare Landesverwaltung. Das Land errichtet – in Konkretisierung seiner Organi-
sationshoheit und seiner damit einhergehenden Gesetzgebungskompetenz – solche 
Stiftungen, wenn bestimmte ihm obliegende Aufgaben derartige Besonderheiten 
aufweisen, dass für deren Wahrnehmung die „klassische“ Landesverwaltung mit ih-
ren fachaufsichtlichen Weisungssträngen weniger geeignet erscheint. Das Land er-
richtet daher eine juristische Person, die lediglich einer Rechtsaufsicht unterliegt und 
ihre Aufgaben in einer –beschränkten – Selbständigkeit wahrnehmen kann. Einzel-
heiten werden im Errichtungsgesetz festgelegt; gesellschaftliche Gruppen können 
über Gremienvertreter, über die auch der Einfluss des Landes sichergestellt wird, ih-
ren Sachverstand einbringen. Fachspezifische Belange stehen hier im Vordergrund. 
Es liegt daher auf der Hand, dass die Rechtsaufsicht über eine staatliche Stiftung 
des öffentlichen Rechts des Landes sachgerecht nur von der fachlich zuständigen 
obersten Landesbehörde wahrgenommen werden kann.  
 
Zu Absatz 3 
 
Stiftungen unterliegen der Rechtsaufsicht des Landes (§ 10). Diese Regelung stellt 
klar, dass die Stiftungsbehörde im Regelfall auch als Aufsichtsbehörde die Aufgabe 
der Rechtsaufsicht wahrnimmt. Diese Festlegung gilt nach § 12 Abs. 3 jedoch nicht 
für die Rechtsaufsicht über kirchliche Stiftungen, soweit diese kirchlichen Vorschrif-
ten entsprechend von der zuständigen Kirchenbehörde beaufsichtigt werden. In die-
sem Fall wird die von der Kirche oder einer Weltanschauungsgemeinschaft bestimm-
te Behörde zur Aufsichtsbehörde.  
 
Zu § 5 (Stiftungsverzeichnis) 
 
Entsprechend den Empfehlungen der Bund-Länder-Arbeitsgruppe Stiftungsrecht und 
unter Berücksichtigung des Beschlusses des Deutschen Bundestages vom 
25. April 2002 (BT Drs. 14/8926) werden in § 5 Abs. 1 bis 4 die nähren Einzelheiten 
des Verzeichnisses aller rechtsfähigen Stiftungen im Geltungsbereich dieses Geset-
zes geregelt. Die Vorschrift stellt sicher, dass die Grunddaten aller bestehenden Stif-
tungen des bürgerlichen und des öffentlichen Rechts nach § 2 in einem zentral ge-
führten Verzeichnis vorgehalten werden. Mit dem Verzeichnis soll die Transparenz 
vor allem derjenigen Stiftungen erreicht werden, deren Tätigkeit auf die Förderung 
der Allgemeinheit gerichtet ist und bei denen in der Öffentlichkeit ein besonderes In-
formationsinteresse besteht.  
 
Zu Absatz 1 
 
Hier ist geregelt, dass die Stiftungsbehörde beim Landesverwaltungsamt als allein 
zuständige Stelle ein Verzeichnis aller rechtsfähigen Stiftungen mit Sitz im Land 
Sachsen-Anhalt führt. Dies betrifft sowohl sämtliche Stiftungen des bürgerlichen 
Rechts als auch die staatlichen Stiftungen des öffentlichen Rechts sowie die rechts-
fähigen kirchlichen Stiftungen des bürgerlichen und öffentlichen Rechts (§§ 12 und 
13). Die Stiftungsbehörde nutzt die Möglichkeiten der modernen Kommunikations-
technologie und macht das Stiftungsverzeichnis über das Internet der Öffentlichkeit 
zugänglich. Damit steht es zu jedermanns Einsicht zur Verfügung, ein „berechtigtes 
Interesse“ wird nicht mehr vorausgesetzt. Ein konventioneller Listenausdruck bleibt 
jedoch möglich. 
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Den übrigen Stiftungsbehörden (§ 4 Abs. 2) sowie den Kirchen, Religions- und Welt-
anschauungsgemeinschaften bleibt die ergänzende Erfassung der Stiftungen in ih-
rem Zuständigkeitsbereich unbenommen.  
 
Zu Absatz 2 
 
In das Stiftungsverzeichnis sind der Name, der Sitz und die Anschrift der Geschäfts-
stelle der Stiftung, das vertretungsberechtigte Organ, der Zweck der Stiftung, deren 
Rechtsnatur und der Zeitpunkt ihrer Entstehung aufzunehmen. Diese Angaben er-
möglichen eine Kontaktaufnahme mit einer Stiftung, um nähere Einzelheiten über ih-
re Arbeit oder auch bestehende Fördermöglichkeiten in Erfahrung zu bringen. Bei der 
Festlegung der zu erfassenden Daten waren die Erfordernisse des Datenschutzes zu 
berücksichtigen. Deshalb wurde darauf verzichtet, personenbezogene Daten in das – 
im Internet einsehbare – Verzeichnis einzustellen.  
 
Der Zeitpunkt der Entstehung einer Stiftung (Nr. 6) ist bei Altstiftungen, die mitunter 
mehrere hundert Jahre alt sind, nicht in jedem Falle zu ermitteln. In diesem Fall kann 
die Stiftungsbehörde nur den vermutlichen Entstehungszeitpunkt eintragen. 
 
Zu Absatz 3 
 
Die Angaben nach Absatz 2 liegen für Stiftungen des bürgerlichen Rechts der Stif-
tungsbehörde in der Regel bereits vor; für Stiftungen des öffentlichen Rechts sind 
diese Angaben den amtlichen Veröffentlichungen zu entnehmen. Aus Gründen der 
Verwaltungsvereinfachung und Arbeitseffizienz sollen alle Stiftungen jedoch ver-
pflichtet sein, der Stiftungsbehörde unverzüglich, d. h. ohne schuldhaftes Zögern 
(§ 121 Abs. 1 Satz 1 BGB), die Angaben zum Stiftungsverzeichnis mitzuteilen. Ins-
besondere ist diese Vorschrift für Stiftungen relevant, die ihren Sitz nach Sachsen-
Anhalt verlegen. 
 
Zu Absatz 4 
 
Das Stiftungsverzeichnis soll wegen des damit verbundenen Verwaltungsaufwandes 
nicht als ein mit öffentlichem Glauben ausgestattetes Register geführt werden. Es 
wird daher klargestellt, dass die Eintragung im Stiftungsverzeichnis nicht die Vermu-
tung ihrer Richtigkeit begründet. 
 
Die Erfahrungen mit den Vereins- und Handelsregistern zeigen, dass die Aktualität 
eines Registers nur mit besonderem Aufwand und nicht unerheblichen Kosten zu er-
reichen ist. Beides käme sowohl auf die Stiftungen als auch auf die Stiftungsbehör-
den zu. So wäre auch für die Stiftungen die Einführung einer sanktionsbewehrten 
Anmeldpflicht unumgänglich (sog. Registerzwang). Dies würde insbesondere die vie-
len kleinen Stiftungen treffen. Da Erhebungen der Arbeitsgruppe Stiftungsrecht ge-
zeigt haben, dass nur ein kleiner Teil der Stiftungen wirtschaftlich in nennenswertem 
Umfang tätig ist und auch die Anfangsvermögen eines Großteils der Stiftungen nicht 
auf eine umfangreiche wirtschaftliche Tätigkeit schließen lassen, dürfte die Notwen-
digkeit eines Nachweises der Vertretungsmacht nicht allzu häufig sein. Deshalb be-
stand Einigkeit in der Bund-Länder-Arbeitsgruppe, auf ein mit öffentlichem Glauben 
ausgestattetes Register zu verzichten (vgl. Abschlussbericht, S. 33).  
 



34 
 

Zu Absatz 5 
 
Auch ohne Vorliegen einer ausdrücklichen gesetzlichen Regelung sind von der je-
weils zuständigen Stiftungsbehörde in der Vergangenheit Bescheinigungen über die 
Vertretungsbefugnis einer Stiftung ausgestellt worden. Durch diese behördliche Er-
klärung wird dokumentiert, dass die in der Vertretungsbescheinigung genannten Per-
sonen berechtigt sind, die Stiftung nach außen zu vertreten. Eine Vertretungsbe-
scheinigung wird unter anderem benötigt, um ein verbindliches Rechtsgeschäft 
(z. B. Grundstücksgeschäft) für die Stiftung vorzunehmen.  
 
Durch die nunmehr vorgesehene Regelung – die eine klare Zuständigkeitsregelung 
trifft – soll festgelegt werden, dass die jeweils zuständige Stiftungsbehörde zur Aus-
stellung einer Vertretungsbescheinigung befugt und verpflichtet ist, denn nur die je-
weils zuständigen Stiftungsbehörden haben Kenntnis von der aktuellen personellen 
Zusammensetzung der Stiftungsorgane. Mit dieser behördlichen Erklärung können 
sich die vertretungsberechtigten Mitglieder der Stiftungsorgane im Rechtsverkehr le-
gitimieren. Eine fehlerhafte Bescheinigung, die auf falschen Angaben der Stiftung be-
ruht, geht demzufolge zu deren Lasten.  
 
Die Stiftungsbehörde kann eine Vertretungsbescheinigung nicht nur auf Verlangen 
der Stiftung, sondern auch eines Dritten, etwa eines Gläubigers der Stiftung, bei 
Nachweis seines berechtigten Interesses ausstellen. 
 
Eine Vertretungsbescheinigung in jedem Fall mit Unterschrift und Dienstsiegel zu 
versehen erscheint nicht erforderlich. Die Stiftungsbehörde stellt (bereits jetzt schon) 
anlassbezogene Vertretungsbescheinigungen aus und orientiert sich dabei an den 
jeweiligen spezialgesetzlichen Regelungen (z. B. § 29 GBO). 
 
Zu Absatz 6 
 
Über den Absatz 2 hinausgehende stiftungsbehördliche Unterlagen der Stiftungen 
des bürgerlichen Rechts unterliegen nicht dem Zugang zu amtlichen Informationen 
nach dem Informationszugangsgesetz Sachsen-Anhalt (IZG LSA) und können daher 
durch Dritte nicht beansprucht werden. Damit wird verhindert, dass Detailinformatio-
nen (z. B. Angaben zum Grundstockvermögen und zu den Jahresrechnungen) über 
juristische Personen des privaten Rechts jedermann zugänglich werden, nur weil 
diese juristischen Personen einer besonderen staatlichen Aufsicht unterliegen. An-
gesichts der Sensibilität des Stiftungswesens erscheint eine generelle Ausnahme 
dieses Bereichs gegenüber der bloßen Anwendung einzelner Ausnahmevorschriften 
(z. B. zum Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen) geboten.  
 
Der Ausschluss des Anspruchs auf Zugang zu amtlichen Informationen nach dem 
IZG LSA hindert allerdings nicht, Dritten im Einzelfall Einsicht in die bei der Stiftungs-
behörde vorliegenden Unterlagen über die jeweilige Stiftung zu gewähren, soweit 
diese zur Geltendmachung oder Verteidigung von rechtlichen Interessen erforderlich 
ist (vgl. § 1 Abs. 1 Satz 1 VwVfG LSA i.V.m. § 29 VwVfG). Generell sollten Dritte ihr 
Informationsbegehren, z.B. zum Inhalt einer Satzung, gegenüber der Stiftung selbst 
geltend machen. Diese Verfahrensweise ist jetzt schon gängige Praxis.  
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Abschnitt 2 
Stiftungen des bürgerlichen Rechts 

 
Durch das Gesetz zur Modernisierung des Stiftungsrechts sind die für rechtsfähige 
Stiftungen des bürgerlichen Rechts geltenden bundesrechtlichen Vorschriften der 
§§ 80 bis 88 BGB neu gefasst worden. Das Stiftungsrecht gehört als „bürgerliches 
Recht” zum Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung nach Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1 
GG. Im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung haben die Länder entsprechend 
Artikel 72 Abs. 1 GG die Befugnis zur Gesetzgebung nur, solange und soweit der 
Bund von seiner Gesetzgebungszuständigkeit nicht durch Gesetz Gebrauch gemacht 
hat. Soweit der Bund durch das Gesetz zur Modernisierung des Stiftungsrechts von 
seiner Gesetzgebungszuständigkeit Gebrauch gemacht hat, entfaltet das BGB 
Sperrwirkung für eine Regelung durch die Länder. Diesen bleibt Raum für eine eige-
ne Regelung nur, wenn und soweit die bundesrechtliche Regelung nicht erschöpfend 
ist. Regelungen zu den Stiftungen des bürgerlichen Rechts finden sich in diesem 
Gesetz daher nur, soweit der Bund von seiner Gesetzgebungskompetenz keinen 
Gebrauch gemacht hat. 
 
Zu § 6 (Anerkennung) 
 
Zu Absatz 1 
 
Die Regelung legt fest, dass für die Anerkennung der Rechtsfähigkeit einer selbst-
ständigen Stiftung nach § 80 Abs. 1 BGB die Stiftungsbehörde nach § 4 Abs. 1 Satz 
1 zuständig ist.  
 
Zu Absatz 2 
 
Soweit die Voraussetzungen des § 80 Abs. 2 BGB vorliegen, „ist” die Stiftung als 
rechtsfähig anzuerkennen. Mit der Anerkennung der Rechtsfähigkeit nimmt die neue 
juristische Person am Rechtsverkehr teil. Auflagen und Bedingungen widersprechen 
der Intention der bundesgesetzlichen Regelung und sind daher unzulässig. 
 
Das Erfordernis der Entscheidung in Schriftform über den Antrag auf Anerkennung 
der Rechtsfähigkeit der Stiftung wurde aus Gründen der Rechtssicherheit in das Ge-
setz aufgenommen, es entspricht inhaltlich der Regelung des § 17 Abs. 1 Satz 1 des 
bisherigen Stiftungsgesetzes. Die bisherigen Regelungen des § 17 Abs. 1 Satz 2 und 
Abs. 2 Satz 1 wurden in das Gesetz nicht übernommen, weil sie bereits Gegenstand 
des allgemeinen Verwaltungsverfahrensrechts sind. Hinsichtlich des Schriftformer-
fordernisses ist zu beachten, dass entgegen der Bestimmung des allgemeinen Ver-
waltungsverfahrensrechts die elektronische Form nicht zulässig ist (§ 17). Insoweit 
handelt es sich hier um eine durch Rechtsvorschrift bestimmte Ausnahme nach § 1 
Abs. 1 Satz 1 Verwaltungsverfahrensgesetz Sachsen-Anhalt (VwVfG LSA) i.V.m. 
§ 3a Abs. 2 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG). Die gesetzliche 
Anordnung der förmlichen Zustellung ist entbehrlich, da die Anerkennungsurkunde 
dem Stifter im Regelfall ohnehin persönlich ausgehändigt wird. In allen anderen Fäl-
len bleibt es der Stiftungsbehörde unbenommen, nach eigenem Ermessen die Aner-
kennungsurkunde förmlich zuzustellen.  
 
Für den Fall, dass der Stifter im Laufe des Anerkennungsverfahrens verstirbt, die 
Entscheidung also erst nach dem Ableben des Stifters ergeht, ist sie den Erben oder 
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dem etwaigen Testamentsvollstrecker bekanntzugeben (Satz 3) sowie dem zustän-
digen Nachlassgericht mitzuteilen (Satz 4). 
 
Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung wurde auf eine öffentliche Bekanntma-
chung der Anerkennung der Rechtsfähigkeit (als auch der Aufhebung) durch die Stif-
tungsbehörde nach § 4 Abs. 1 Satz  1 verzichtet. Die Angaben sind im Stiftungsver-
zeichnis (§ 5) für jedermann einsehbar. 
 
Zu Absatz 3 
 
Absatz 3 stellt klar, dass die für die Anerkennung der Rechtsfähigkeit einer Stiftung 
zuständige Stiftungsbehörde nach § 4 Abs. 1 Satz 1 auch für Anerkennung der 
Rechtsfähigkeit einer Stiftung von Todes wegen zuständig ist. 
 
Zu Absatz 4 
 
Die Regelung besitzt deklaratorischen Charakter. Sie stellt klar, dass die für die Ein-
bringung kommunalen Vermögens in Stiftungen maßgeblichen Vorschriften der Ge-
meindeordnung sowie ggf. der Landkreisordnung weiterhin zu beachten sind. 
 
Zu § 7 (Aufgaben der Stiftung) 
 
Die Regelungen zur Verwaltung der Stiftung enthalten gesetzliche Mindestanforde-
rungen, die insbesondere in jenen Fällen zur Anwendung kommen sollen, in denen 
die Errichtung einer Stiftung ausschließlich nach Maßgabe des § 81 Abs. 1 Satz 3 
BGB erfolgt ist und nähere Festlegungen für die Verwaltung der Stiftung in der Sat-
zung nicht getroffen worden sind. Bei den gesetzlichen Bestimmungen über die bei 
der Stiftungsverwaltung zu beachtenden Grundanforderungen handelt es sich 
zugleich um Rahmenbedingungen für die Wahrnehmung der Aufgaben der 
Rechtsaufsicht durch die Aufsichtsbehörde (§ 10). 
 
Zu Absatz 1 
 
Die Regelung entspricht im Wesentlichen § 14 Abs. 1 und 3 des bisherigen Stif-
tungsgesetzes. Durch sie wird das mit der Errichtung einer Stiftung verfolgte Ziel der 
dauerhaften und nachhaltigen Erfüllung des Stifterwillens, der in Stiftungsgeschäft 
und Stiftungssatzung seinen Ausdruck findet, verdeutlicht und eine Richtschnur für 
die Verwaltung einer Stiftung vorgegeben. Diese hat nach den Regeln ordentlicher 
Wirtschaftsführung zu erfolgen.  
 
Zu Absatz 2 
 
Die Regelung in Satz 1 verdeutlicht, dass die Erhaltung des Grundstockvermögens 
regelmäßig eine besonders wichtige Voraussetzung für die Erfüllung des vom Stifter 
mit der Errichtung der Stiftung verfolgten Anliegens ist. Das Grundstockvermögen 
darf weder verschenkt noch verbraucht, nicht beträchtlich unter Wert veräußert oder 
in anderer Weise verringert werden. Diesen Anforderungen genügt die Stiftung nicht, 
wenn der Vermögensbestand nur nominell erhalten wird. Der Grundsatz der Vermö-
genserhaltung verlangt die Erhaltung des Grundstockvermögens in seinem unge-
schmälerten Wert. Maßgebend ist dabei der Verkehrswert. Eine bloße Substanzer-
haltung der Vermögenswerte der Stiftung ist daher kein Erhalt des Bestandes im 
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Sinne des Gesetzes. Abweichungen vom Grundsatz der Werterhaltung sind nur zu-
lässig, wenn der Stiftungszweck anders nicht zu erfüllen ist. 
 
Des Weiteren bedeutet die Regelung keine Abkehr von der zu fordernden Dauerhaf-
tigkeit und Nachhaltigkeit bei der Erfüllung des Stiftungszweckes sowie vom Konti-
nuitätscharakter der Rechtsform Stiftung. Dies schließt nicht aus, dass der Stifter pri-
vatautonom eine Stiftung ins Leben rufen kann, die ihre Zwecke über eine längere 
Zeit erfüllt und in diesem Zusammenhang das Grundstockvermögen verbraucht. Ein 
derartiger Fall, der in der Praxis die Ausnahme bilden wird, stellt z. B. die Wiederher-
stellung eines kunsthistorisch bedeutungsvollen Bauwerkes dar. Eine Stiftung kommt 
jedoch dann nicht in Betracht, wenn es um eine einmalige Hingabe eines Geldbetra-
ges für eine bestimmte Aufgabe geht oder der Zweck nur durch sofortigen Verzehr 
des Grundstockvermögens erfüllt werden könnte (vgl. BT-Drs. 14/8765 S. 8). Demzu-
folge ist eine „Stiftung auf Zeit“ ebenso unzulässig wie die Verbrauchsstiftung. 
 
Die in Satz 2 und 3 vorgesehene gesetzliche Verpflichtung, das Grundstockvermö-
gen sowie die Veränderungen in seinem Bestand getrennt von anderen Vermö-
gensmassen gesondert nachzuweisen, gewährleistet eine ordnungsgemäße Verwal-
tung der Stiftung und ermöglicht der Aufsichtsbehörde eine Prüfung der Stiftungstä-
tigkeit. Diese Regelung erlangt besondere Bedeutung, weil die Praxis gezeigt hat, 
dass (Kapital-)Stiftungen häufig das Vermögen mischen, also die nicht verbrauchten 
Erträge, die oft als Rücklagen für später zu realisierende Zwecke dienen, bis zur 
Verwendung der Rücklage zusammen mit dem Grundstockvermögen anlegen. Aus 
dem Jahresabschluss ist in diesen Fällen bei einer schlichten Einnahme-Ausgabe-
Aufstellung ohne Trennung die genaue Höhe des Grundstockvermögens nicht er-
kennbar. 
 
Der zur dauerhaften und nachhaltigen Zweckerfüllung zugewandte und dem Erhal-
tungsgebot unterliegende Teil des Stiftungsvermögens wird künftig zur klaren begriff-
lichen Abgrenzung mit dem Terminus „Grundstockvermögen“ bezeichnet.  
 
Zu Absatz 3 
 
Unter der Voraussetzung, dass in der Stiftungssatzung nicht etwas anderes geregelt 
ist, sind die Erträge des Grundstockvermögens sowie die von Dritten zur Verfügung 
gestellten Mittel, soweit diese nicht dem Grundstockvermögen zuzuführen sind, aus-
schließlich für den Stiftungszweck zu verwenden. Die Verwendung der Erträgnisse 
des Grundstockvermögens für die unmittelbare Erfüllung des Stiftungszwecks 
schließt die dabei entstehenden Verwaltungskosten und die Bildung angemessener 
Rücklagen zur Erhaltung des Grundstockvermögens (Absatz 2) ein. 
 
Vor dem Hintergrund der von den Stiftungen wahrzunehmenden unterschiedlichen 
Aufgaben soll von einer gesetzlichen Festlegung des für die Stiftungsverwaltung zu-
lässigerweise zu verwendenden Anteils der Stiftungsmittel abgesehen werden. Un-
berührt davon bleibt die Möglichkeit einer entsprechenden Regelung in der Stiftungs-
satzung. Im Übrigen handelt es sich bei der überwiegenden Mehrzahl der rechtsfähi-
gen Stiftungen um steuerbegünstigte Stiftungen, bei denen die von der Finanzver-
waltung und der Rechtsprechung entwickelten Grundsätze zur Höhe der Verwal-
tungskosten bei steuerbegünstigten Körperschaften zu beachten sind. 
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Zu Absatz 4 
 
Die Stiftung hat der Aufsichtsbehörde innerhalb einer Frist von einem Monat nach 
Eintritt der Wirksamkeit über die Zusammensetzung der Organe, die zur Vertretung 
Befugten einschließlich deren ladungsfähiger Anschriften und diesbezüglicher Ver-
änderungen zu unterrichten. Unter ladungsfähiger Adresse eines Organmitglieds ist 
der tatsächliche Wohnort des Organmitglieds zu verstehen. Eine Postfachadresse 
oder die Anschrift der Geschäftsstelle der Stiftung ersetzt keine ladungsfähige Ad-
resse. 
 
Die Stiftung hat der Aufsichtsbehörde auf Verlangen ebenfalls Auskunft zu erteilen 
sowie sämtliche relevante Unterlagen auszuhändigen. 
 
Zu Absatz 5 
 
Die Stiftung hat innerhalb von zwölf Monaten nach Ablauf des Geschäftsjahres einen 
den Anforderungen des Satzes 2 entsprechenden Rechnungsabschluss, der aus ei-
nem Bericht über die Erfüllung des Stiftungszwecks und einer Jahresrechnung mit 
einer Vermögensübersicht besteht, zu erstellen. Aus der Jahresrechnung müssen 
der Bestand des zu Beginn des Geschäftsjahres vorhandenen Grundstockvermö-
gens sowie die im Berichtszeitraum eingetretenen etwaigen Veränderungen ersicht-
lich sein. Auf der Grundlage des Rechnungsabschlusses prüft die Aufsichtsbehörde, 
ob die Stiftung während des Prüfzeitraumes ihr Vermögen entsprechend den 
Rechtsvorschriften und der Stiftungssatzung verwaltet hat.  
 
Eine Definition des Begriffes Jahresrechnung gibt das Gesetz nicht. Die Stiftung ist 
letztlich frei darin, ihre Rechnungslegung nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer 
Buchführung zu gestalten. Der Rechnungsabschluss hat die Veränderungen des 
Grundstockvermögens sowie die satzungsgemäße Verwendung der Stiftungsmittel 
übersichtlich darzustellen Dem Stifter bleibt es unbenommen, bereits in der Satzung 
Pflichten zur Rechnungslegung aufzustellen.  
 
Der Zeitraum von zwölf Monaten für die Vorlage der Jahresrechnung wurde auf An-
regung der Stiftungsbehörde festgesetzt. Er gibt den Stiftungen die Möglichkeit, den 
Rechnungsabschluss vollständig – d. h. mit der Bestätigung durch die Stiftungsorga-
ne (Rat oder Kuratorium), die in der Regel nur zweimal jährlich zusammentreten – 
bei der Aufsichtsbehörde einzureichen. Somit wird die Aufsichtsbehörde entlastet, 
denn sie muss nicht weitere Unterlagen nachfordern, die aus zeitlichen Gründen bei 
einer schnelleren Einreichung des Rechnungsabschluss vielfach nicht beigebracht 
werden konnten. Der Aufsichtsbehörde bleibt es unbenommen, für die Vorlage der 
Jahresrechnung im Einzelfall, eine von dieser Norm abweichende Frist festzulegen 
(vgl. § 10 Abs. 3 Satz 3). Dies wird insbesondere dann der Fall sein, wenn sie Män-
gel in der laufenden Geschäftsführung vermutet.  
 
Zu Absatz 6 
 
Bei größeren Stiftungen und insbesondere bei Stiftungen mit einer komplexen Ver-
mögensstruktur oder mit Zwecken, die ein umfangreiches Tätigkeitsfeld umfassen, 
besteht die Möglichkeit, die Jahresrechnung regelmäßig durch einen Wirtschaftsprü-
fer, einen vereidigten Buchprüfer, eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, eine Buch-
prüfungsgesellschaft, einen Prüfungsverband oder eine Behörde erstellen zu lassen. 
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In diesen Fällen ist anstelle des Rechnungsabschlusses der Prüfbericht einzureichen 
(Satz 1). Die Aufsichtsbehörde hat in jedem Fall auf einen gesetzeskonformen Prüf-
auftrag mit entsprechendem Abschlussvermerk hinzuwirken.  
 
Zu § 8 (Zweckänderung und Aufhebung) 
 
Die zur Durchführung des § 87 BGB erforderliche Zuständigkeitsregelung stellt klar, 
dass die für die Anerkennung der Rechtsfähigkeit einer selbstständigen Stiftung zu-
ständige Stiftungsbehörde nach § 4 Abs. 1 Satz 1 auch die für die Zweckänderung 
und die Aufhebung einer Stiftung nach § 87 BGB zuständige Behörde ist. 
 
Sofern die Erfüllung des Stiftungszwecks unmöglich geworden oder eine Gefährdung 
des Gemeinwohls vorliegt, kann die Stiftungsbehörde der Stiftung eine andere 
Zweckbestimmung geben oder sie aufheben. Die Unmöglichkeit kann auf tatsächli-
chen oder rechtlichen Gründen beruhen. Sie ist insbesondere dann gegeben, wenn 
sich das Grundstockvermögen der Stiftung derartig verringert hat oder wegfällt, so 
dass die Stiftung ihre Zwecke nicht mehr erfüllen kann. Eine Gefährdung des Ge-
meinwohls – in der Stiftungspraxis selten – liegt vor, wenn die Tätigkeit der Stiftung 
im Widerspruch zu Recht und Gesetz steht. 
 
Bei der Änderung des Stiftungszwecks ist in erster Linie der Stifterwille zu berück-
sichtigen. Eine Aufhebung der Stiftung ist wegen des Ewigkeitscharakters nur dann 
zulässig, wenn eine Änderung des Stiftungszwecks nicht mehr erfolgversprechend 
erscheint, um den Stifterwillen zu erfüllen. 
 
Zu § 9 (Satzungsänderung in sonstigen Fällen) 
 
Auch jenseits der in § 87 BGB geregelten Fälle zur Zweckänderung und Aufhebung 
kann sich die Notwendigkeit der Satzungsänderung – zum Beispiel im Hinblick auf 
die Zusammensetzung oder Zahl der Stiftungsorgane – ergeben. Dieser Sachverhalt 
soll durch die Bestimmung geregelt und unter Berücksichtigung der Stiftungsauto-
nomie eine Beschlussfassung durch die Stiftung ermöglicht werden. 
 
Damit die Stiftung in der Lage ist, auch künftig ihre Zwecke erfüllen zu können, sollen 
die Stiftungsorgane über die Entscheidungskompetenz zur faktischen Erhaltung des 
Stifterwillens verfügen. Hierzu zählen die Zulegung der Stiftung zu einer anderen Stif-
tung oder ihre Zusammenlegung mit einer anderen Stiftung. Die Möglichkeit der Auf-
hebung der Stiftung durch die Stiftungsorgane sieht in der Regel bereits die Stif-
tungssatzung vor. 
 
Zu Absatz 1 
 
Die Regelung des Absatzes 1 entspricht § 21 Abs. 1 des bisherigen Stiftungsgeset-
zes. Die Entscheidung darüber, ob und unter welchen Voraussetzungen die Satzung 
einer Stiftung zu einem späteren Zeitpunkt geändert werden kann, ist als Ausfluss 
der Stifterfreiheit grundsätzlich dem Stifter vorbehalten. Soweit die Satzung dies vor-
sieht, ist eine Änderung daher möglich. Der entsprechende Maßstab für die Zuläs-
sigkeit einer Satzungsänderung ist der erkennbare oder mutmaßliche Stifterwille, wie 
er in Stiftungsgeschäft und Stiftungssatzung zum Ausdruck kommt. Da jedoch zum 
Zeitpunkt der Errichtung einer Stiftung die Gründe, die eine spätere Änderung der 
Stiftungssatzung notwendig machen oder auch nur wünschenswert erscheinen las-
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sen, vielfach nicht im Einzelnen absehbar sind, wird in der Praxis regelmäßig darauf 
verzichtet, die materiellen Voraussetzungen für eine Satzungsänderung in der Stif-
tungssatzung abschließend zu regeln. Ganz überwiegend enthalten Stiftungssatzun-
gen lediglich Regelungen über das zuständige Organ, das für die entsprechende Be-
schlussfassung im Falle der Satzungsänderung zuständig sein soll.  
 
Wenn die Stiftungssatzung dies vorsieht oder wenn sich die Verhältnisse seit der Er-
richtung der Stiftung wesentlich geändert haben, kann die Stiftungssatzung durch 
das zuständige Stiftungsorgan geändert werden. Dabei sollen Zweck und Gestaltung 
der Stiftung möglichst wenig verändert werden, es sei denn, dass der Stifter in der 
Stiftungssatzung ausdrücklich die Möglichkeit dahin gehender Änderungen vorgese-
hen hat.  
 
Sofern die genannten Voraussetzungen vorliegen, kann die Stiftung mit einer ande-
ren Stiftung zusammengelegt oder einer anderen Stiftung zugelegt werden. Im erste-
ren Fall entsteht eine neue Stiftung, da die zusammengelegten Stiftungen nicht mehr 
als juristische Personen existieren. Bei der Zulegung verliert nur jene Stiftung, wel-
che einer anderen Stiftung zugelegt wird, ihre Rechtspersönlichkeit. 
 
Zu Absatz 2 
 
Zu Lebzeiten des Stifters ist nunmehr nicht, wie bislang nach § 21 Abs. 2 des Stif-
tungsgesetzes, vor der Entscheidung über die Genehmigung der Satzungsänderung 
die Zustimmung des Stifters erforderlich. Dieser soll nach Absatz 2 Satz 1 lediglich 
gehört werden. Damit soll der Gefahr begegnet werden, dass der Stifter während des 
Bestehens einer Stiftung seinen Willen ändert und der Stiftung beispielsweise eine 
andere Zweckbestimmung geben will. Grundrechtlich geschützt ist nur der Stifterwille 
zum Zeitpunkt der Errichtung der Stiftung. Mit der Anerkennung der Rechtsfähigkeit 
ist die Stiftung als juristische Person im Rechtsverkehr handlungsfähig und der Dis-
position des Stifters grundsätzlich entzogen. Nachträgliche (Satzungs-)Änderungen 
sind nur unter engen gesetzlichen Voraussetzungen zulässig. Gleichwohl sollte der 
Wille des Stifters bei der Entscheidung Berücksichtigung finden, da es nach § 1 er-
klärter Zweck des Gesetzes ist sicherzustellen, dass der wirkliche oder mutmaßliche 
Wille des Stifters Beachtung findet. Maßgebend kann aber nur der Stifterwille zum 
Zeitpunkt der Errichtung der Stiftung sein. Sofern der Aufenthaltsort des Stifters nicht 
bekannt ist oder sich nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand ermitteln lässt oder 
sofern es sich beim Stifter um eine juristische Person handelt, kann darauf verzichtet 
werden. Bei mehreren Stiftern, wie z. B. bei Bürgerstiftungen mit vielen kleineren Zu-
stiftungen, kann die Anhörung von mindestens zwei Mitstiftern ausreichend sein. 
Satz 2 schützt die Rechte der durch die Stiftung Begünstigten. 
 
Zu Absatz 3  
 
Die Regelung entspricht § 21 Abs. 3 des bisherigen Stiftungsgesetzes. Von den Or-
ganen der Stiftung beschlossene Maßnahmen zur Satzungsänderung, zur Zusam-
menlegung der Stiftung mit einer anderen Stiftung bzw. zur Zulegung der Stiftung zu 
einer anderen Stiftung bedürfen für ihre Wirksamkeit der Genehmigung der Stif-
tungsbehörde nach § 4 Abs. 1 Satz 1.  
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Zu Absatz 4 
 
Die Regelung entspricht § 21 Abs. 5 des bisherigen Stiftungsgesetzes. Unter den 
Voraussetzungen des Absatzes 1 kann das jeweils zuständige Stiftungsorgan be-
schließen, dass die Stiftung mit einer anderen Stiftung zusammengelegt wird. Mit der 
Genehmigung der Zusammenlegung durch die Stiftungsbehörde nach § 4 Abs. 1 
Satz 1 ist die neue Stiftung als rechtsfähig anerkannt und sind die zusammengeleg-
ten Stiftungen rechtswirksam aufgehoben. Das Vermögen einschließlich der Verbind-
lichkeiten der zusammengelegten Stiftungen gehen mit der Genehmigung auf die 
neue Stiftung über. 
 
Zu Absatz 5 
 
Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 kann das zuständige Stiftungsorgan be-
schließen, die Stiftung einer anderen Stiftung zuzulegen. In diesem Fall geht das 
Vermögen einschließlich der Verbindlichkeiten der zugelegten Stiftung mit Genehmi-
gung der Zulegung auf die aufnehmende Stiftung über. Satz 1 legt deshalb fest, dass 
eine Zulegung einer Stiftung nicht zu Lasten der Zweckerfüllung der aufnehmenden 
Stiftung führen darf. Demzufolge erfordert eine Zulegung auch die Zustimmung durch 
die Stiftungsorgane der aufnehmenden Stiftung. Es verbleibt das Erfordernis klarzu-
stellen, dass die zugelegte Stiftung mit der Genehmigung der Zulegung aufgehoben 
ist.  
 
Zu Absatz 6 
 
Verlegt in Zukunft eine außerhalb des Landes entstandene Stiftung ihren Sitz in das 
Land Sachsen-Anhalt, ist dies der Stiftungsbehörde unverzüglich anzuzeigen.  
 
Die Regelung hinsichtlich der Sitzverlagerung soll es der Stiftungsbehörde ermögli-
chen, Kenntnis von der Sitzverlegung zu erhalten und zu prüfen, ob im Falle der 
Sitzverlegung in das Land gegebenenfalls einzelne Bestimmungen der Satzung einer 
Anpassung oder Ergänzung bedürfen. Ob die Sitzverlagerung dem Stifterwillen wi-
derspricht, ist in diesen Fällen von der abgebenden Stiftungsbehörde zu prüfen. 
Dennoch ist die Regelung erforderlich, da nur mit ihr die Vollständigkeit des Stif-
tungsverzeichnisses und die ordnungsgemäße Wahrnehmung stiftungsbehördlicher 
Aufgaben gewährleistet werden kann. 
  
Im Hinblick auf die nunmehr bundesrechtlich abschließende Regelung der Voraus-
setzung für die Anerkennung der Rechtsfähigkeit einer Stiftung und den mit dem vor-
liegenden Gesetz verfolgten Zweck, die Beachtung des Stifterwillens sicherzustellen, 
wird im Falle der Verlegung des Sitzes einer Stiftung in das Land Sachsen-Anhalt re-
gelmäßig nur die Bestimmung über den Sitz der Stiftung einer Änderung bedürfen 
und ein weitergehendes Anpassungserfordernis nicht bestehen. 
 
Zu § 10 (Aufgaben der Aufsichtsbehörde) 
 
Die Beibehaltung der Stiftungsaufsicht ist auch im Rahmen der Modernisierung des 
Stiftungsrechts im Interesse der dauerhaften Sicherung des Stifterwillens notwendig. 
Da der Staat die Rechtsform der Stiftung zur Verfügung stellt, trifft ihn vor allem im 
Hinblick auf ihre „Mitgliederlosigkeit” eine Mitverantwortung für die Stiftung, welche er 
in Form der Aufsicht wahrnimmt. Um das in der Öffentlichkeit vorhandene hohe An-
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sehen der Stiftungen auch weiterhin gewährleisten zu können, muss der Staat nach 
Anerkennung der Rechtsfähigkeit der Stiftung als juristische Person grundsätzlich 
auch ausreichende Kontrollmechanismen für diese zur Verfügung stellen. Das Anse-
hen der Stiftungen in der Öffentlichkeit ist nicht zuletzt wegen der durch den Staat 
gewährleisteten Aufsicht besonders hoch. Die Rechtsaufsicht über rechtsfähige Stif-
tungen hat in erster Linie die Aufgabe, die Beachtung des Stifterwillens durch die 
Stiftungsorgane zu gewährleisten. Deshalb soll die Aufsichtsbehörde in der Lage 
bleiben, in verfassungsrechtlich zulässiger Weise im öffentlichen Interesse liegende 
Maßnahmen der Stiftungsaufsicht zu ergreifen. 
 
Zu Absatz 1 
 
Es wird festgelegt, dass die Stiftungen des bürgerlichen Rechts unter der Rechtsauf-
sicht des Landes Sachsen-Anhalt stehen. Für die kirchlichen Stiftungen gelten diese 
Regelungen allerdings nur, sofern in § 12 nichts anderes festgelegt ist. 
 
Satz 2 stellt den Bezug zwischen der Verwaltung der Stiftung, die im Einklang mit 
den Rechtsvorschriften, der Stiftungssatzung und dem Stifterwillen zu führen ist, und 
der von der Aufsichtsbehörde geführten Rechtsaufsicht her. Es wird ausdrücklich 
klargestellt, dass die Aufgabe der Aufsichtsbehörde nur auf diese Rechtsaufsicht be-
schränkt ist. Nach § 1 steht bei deren Wahrnehmung der Stifterwille im Vordergrund.  
 
Aufsichtsbehörde für alle rechtsfähigen Stiftungen des bürgerlichen Rechts mit Sitz in 
Sachsen-Anhalt ist das Landesverwaltungsamt in seiner Eigenschaft als Stiftungsbe-
hörde (§ 4 Abs. 1 Satz 1), soweit die Rechtsaufsicht nicht entsprechend der Rege-
lungen des § 12 Abs. 3 von der zuständigen Kirchenbehörde wahrgenommen wird.  
 
Da es sich bei der Stiftungsaufsicht um reine Rechtsaufsicht handelt, ist die Auf-
sichtsbehörde nicht befugt, Ermessensentscheidungen der Stiftungsorgane im Sinne 
einer Zweckmäßigkeitskontrolle zu beanstanden; vielmehr hat sie auch die Aufgabe, 
den Stiftungsorganen beratend zur Seite zu stehen.  
 
Zu Absatz 2 
 
Absatz 2 enthält das für die Wahrnehmung der Rechtsaufsicht erforderliche Informa-
tionsrecht der Aufsichtsbehörde sowie eine nicht abschließende Aufzählung konkre-
ter Maßnahmen, die die Aufsichtsbehörde zum Zweck ihrer Unterrichtung veranlas-
sen kann.  
 
Zu Absatz 3 
 
Im Rahmen der Durchsicht der ihr nach § 7 Abs. 5 vorgelegten Unterlagen kann sich 
die Aufsichtsbehörde regelmäßig darauf beschränken, die Ausführungen zu Bestand 
und etwaigen Veränderungen des Grundstockvermögens sowie die Angaben über 
die Verwendung der Stiftungsmittel näher zu prüfen. Vor allem in denjenigen Fällen, 
in denen eine Prüfung durch einen Prüfungsverband, einen Wirtschaftsprüfer, einen 
vereidigten Buchprüfer, einer Wirtschaftsprüfergesellschaft, einer Buchprüfungsge-
sellschaft oder einer Behörde bereits erfolgt ist, ist eine umfassende inhaltliche Prü-
fung der dokumentierten Geschäftsvorfälle sowie sämtlicher Anlagen des Rech-
nungsabschlusses regelmäßig nicht erforderlich.  
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Die Vorschrift dient der Deregulierung und der Entlastung sowohl der Aufsichtsbe-
hörde als auch der Stiftung. Auch in denjenigen Fällen, in denen kein Testat eines 
Wirtschaftsprüfers, eines vereidigten Buchprüfers, einer Wirtschaftsprüfergesell-
schaft, einer Buchprüfungsgesellschaft, eines Prüfungsverbandes oder einer Behör-
de (§ 7 Abs.  6) vorliegt, kann die Aufsichtsbehörde den Umfang ihrer Prüftätigkeit 
beschränken. Die vorgesehenen Regelungen stellen den Umfang der Prüfung der 
Geschäftstätigkeit der beaufsichtigten Stiftungen in ihr Ermessen. Sie kann die Prü-
fung der vorgelegten Jahresberichte auch stichprobenartig oder anlassbezogen vor-
nehmen. Eine regelmäßige jährliche Prüfung ist nicht erforderlich. Die Aufsichtsbe-
hörde ist allerdings nicht befugt, ihren Ermessensspielraum derartig zu interpretieren, 
dass sie über viele Jahre die Jahresrechnung einer Stiftung nicht mehr zu prüfen be-
auftragt wäre. Eine derartige Praxis wäre als Überschreitung der hier eingeräumten 
Ermächtigung anzusehen.  
 
Die Aufsichtsbehörde erhält zudem die Erlaubnis, der Stiftung im Einzelfall zu gestat-
ten, die Rechnungsabschlüsse nicht jährlich, sondern für mehrere Jahre zusammen-
gefasst zur Prüfung einzureichen. 
 
Soweit die Aufsichtsbehörde in den Rechnungsabschlüssen oder der laufenden Ge-
schäftsführung Mängel bzw. Rechtsverletzungen vermutet, die Stiftung z.B. trotz 
Mahnung keinen Jahresabschluss vorgelegt hat oder ein vorgelegter Abschluss nicht 
die notwendige Qualität und Aussagekraft enthält oder die Aufsichtsbehörde auf 
Grund der ihr zur Verfügung stehenden Kenntnisse oder aus sonstigen Gründen 
nicht dazu in der Lage ist, dies ohne fremde Unterstützung letztgültig zu entscheiden, 
kann sie auf Kosten der Stiftung Sachverständige zu Teilprüfungen beiziehen oder 
die gesamte Prüfung entsprechend in die Hände eines Wirtschaftsprüfers, eines ver-
eidigten Buchprüfers, einer Wirtschaftsprüfergesellschaft, einer Buchprüfungsgesell-
schaft, eines Prüfungsverbandes oder einer Behörde legen. Derartige Prüfungen  
sollen nur in begründeten Ausnahmefällen erfolgen.  
 
Die Norm soll allerdings nicht dahingehend interpretiert werden, dass es der Auf-
sichtsbehörde gestattet sei, aus Personalmangel zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
externen Sachverstand auf Kosten der Stiftung in Anspruch zu nehmen. 
 
Es ist der Aufsichtsbehörde anheim gestellt, in begründeten Ausnahmefällen eine 
von der Festlegung in § 7 Absatz 5 abweichende Frist zur Vorlage der Jahresrech-
nung festzulegen. Hierbei ist vor allem an eine Verkürzung der Abgabefrist zu den-
ken. 
 
Zu Absatz 4 und 5 
 
Absatz 4 und 5 enthalten das Beanstandungs- und Anordnungsrecht der Aufsichts-
behörde.  
 
Verstoßen Beschlüsse oder sonstige Maßnahmen der Stiftung gegen Rechtsvor-
schriften oder die Stiftungssatzung, kann die Aufsichtsbehörde diese beanstanden 
und anordnen, dass die entsprechenden Beschlüsse innerhalb einer bestimmten 
Frist aufgehoben oder bereits getroffene Maßnahmen der Stiftung rückgängig ge-
macht werden. Eine Beanstandung zielt vor allem darauf ab, der Stiftung Gelegen-
heit zu geben, einen nach Auffassung der Aufsichtsbehörde rechtswidrigen Be-
schluss selbst aufzuheben oder eine entsprechende Maßnahme in eigener Verant-
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wortung rückgängig zu machen. Von der Aufsichtsbehörde beanstandete Beschlüsse 
der Stiftung dürfen nach Satz 2 nicht vollzogen werden.  
 
In gleicher Weise können Verstöße gegen Rechtsvorschriften oder gegen die Stif-
tungssatzung vorliegen, wenn die Stiftung rechtlich gebotene Beschlüsse nicht ge-
fasst oder entsprechende Maßnahmen unterlassen hat. Die Aufsichtsbehörde kann 
deren Vollzug in einer bestimmten Frist anordnen. 
 
Zu Absatz 6 
 
Nach Absatz 6 können alle Anordnungen der Aufsichtsbehörde, denen die Mitglieder 
der Stiftungsorgane binnen einer ihnen gesetzten Frist nicht nachkommen, von die-
ser mit Zwangsmitteln vollstreckt werden. Da die Mitglieder von Stiftungsorganen 
handlungsverpflichtet sind, sind auch sie – und nicht etwa die Stiftung – Adressaten 
des Verwaltungszwangs. Hinsichtlich der Durchführung des Verwaltungszwangs fin-
det § 71 VwVG LSA in Verbindung mit Teil 4 des SOG LSA Anwendung. Damit wird 
klargestellt, dass der Aufsichtsbehörde das gesamte Instrumentarium des Verwal-
tungszwangs, einschließlich Zwangsgeld, zur Verfügung steht. Letzteres wurde bis-
her überwiegend für unzulässig gehalten, weil § 19 Abs. 4 des bisherigen Stiftungs-
gesetzes als abschließende Spezialnorm verstanden wird, die für die Anwendung 
anderer Maßnahmen des Verwaltungszwangs, und damit auch für die Festsetzung 
von Zwangsgeld, keinen Raum lässt. Dies ist vor allem im Hinblick auf die Durchset-
zung der für eine ordnungsgemäße Aufsicht wesentlichen Auskunftsansprüche in 
hohem Maße problematisch, weil diese als unvertretbare Handlungen nicht im Wege 
der Ersatzvornahme durchgesetzt werden können. Hierfür ist vielmehr die Möglich-
keit der Festsetzung eines Zwangsgeldes unverzichtbar.  
 
Zu Absatz 7  
 
Die Aufsichtsbehörde kann den Mitgliedern eines Stiftungsorgans aus wichtigem 
Grund ihre Organtätigkeit einstweilen untersagen bzw. von der Stiftung ihre Abberu-
fung sowie die Berufung eines Ersatzmitgliedes verlangen. Eine grobe Pflichtverlet-
zung liegt insbesondere vor, wenn der Stiftung vorsätzlich oder grob fahrlässig ein 
nicht unerheblicher Schaden zugefügt oder der in der Stiftungssatzung niedergelegte 
Stifterwille bewusst missachtet wurde. In diesen Fällen hat die Aufsichtsbehörde 
auch das Vorliegen von Straftatbeständen zu prüfen und gegebenenfalls Strafanzei-
ge zu erstatten. Ein weiterer Grund für ein notwendiges Einschreiten der Aufsichts-
behörde ist in der Unfähigkeit zur ordnungsgemäßen Geschäftsführung eines Mit-
glieds eines Stiftungsorgans zu sehen. 
 
Maßnahmen nach Satz 3 kommen im Hinblick auf die grundsätzlich zu respektieren-
de Handlungs- und Entscheidungsfreiheit der Stiftungsorgane allenfalls in besonders 
gelagerten Ausnahmefällen und nur dann in Betracht, wenn die Stiftung trotz einer 
etwaigen Beanstandung und Aufforderung zum Tätigwerden die Abberufung des je-
weiligen Mitglieds des Stiftungsorgans nicht selbst vorgenommen hat. 
 
Die Abberufung und Berufung von Organmitgliedern ist von der Bestellung des Not-
vorstands nach §§ 86 Satz 1 i.V.m. 29 BGB zu unterscheiden. Die Bestellung eines 
Notvorstandes hat durch das zuständige Amtsgericht zu erfolgen, wenn die erforder-
lichen Mitglieder des Vorstands fehlen. Die aufsichtliche Maßnahme betrifft aber den 
Fall, dass der Vorstand der Zahl seiner Mitglieder nach objektiv handlungsfähig ist, 



45 
 

ein Mitglied jedoch zur Geschäftsführung aus in seiner Person liegenden Gründen 
nicht geeignet ist.  
 
Zu Absatz 8 
 
Für die Bestellung fehlender Mitglieder des Stiftungsorgans gilt der Vorrang des sat-
zungsgemäßen Bestellungsverfahrens. Fehlt einer Stiftung die erforderliche Anzahl 
von Vorstandsmitgliedern, ist im Übrigen das Amtsgericht, in dessen Bezirk die Stif-
tung ihren Sitz hat, nach § 86 i. V. m. § 29 BGB berechtigt, für die Zeit bis zur Behe-
bung des Mangels Vorstandsmitglieder zu bestellen. Es wird klargestellt, dass die 
von § 86 i. V. m. § 29 BGB eingeräumte Möglichkeit der Bestellung als Bundesrecht 
für ihren Anwendungsbereich den landesrechtlichen Regelungen über die Bestellung 
von Organmitgliedern durch die Aufsichtsbehörde vorgeht. Dementsprechend kommt 
die Bestellung von Mitgliedern der Stiftungsorgane im Rahmen von Aufsichtsmaß-
nahmen vor allem in Betracht, wenn in einem anderen Organ als dem Vorstand, z. B. 
im Kuratorium, die zur Beschlussfassung erforderliche Zahl der Mitglieder fehlt. 
 
 

Abschnitt 3 
Stiftungen des öffentlichen Rechts 

 
Zu § 11 (Staatliche Stiftungen des öffentlichen Rechts) 
 
Bei den rechtsfähigen staatlichen Stiftungen des öffentlichen Rechts handelt es sich 
um juristische Personen, die  Träger der mittelbaren Staatsverwaltung sind. 
 
Zu Absatz 1 
 
Nach der bisher geltenden Bestimmung des § 24 Abs. 2 Satz 1 des Stiftungsgeset-
zes entsteht eine Stiftung des öffentlichen Rechts durch den Stiftungsakt eines Trä-
gers hoheitlicher Gewalt oder durch Rechtsvorschrift. In § 11 Abs. 1 ist nunmehr vor-
gesehen, dass für die Errichtung einer Stiftung des öffentlichen Rechts künftig ein 
Gesetz erforderlich ist.  
 
Zweck dieser Neuregelung ist zum einen das rechtspolitische Signal, dass in Zukunft 
nur noch solche staatlichen Stiftungen des öffentlichen Rechts, die qualitativ und 
quantitativ von ganz besonderem Gewicht sind, errichtet werden, und zum anderen 
die Beseitigung verfassungsrechtlicher Zweifel an der bisherigen Regelung. 
 
Es ist das rechtspolitische Ziel der Landesregierung, die Errichtung staatlicher Stif-
tungen des öffentlichen Rechts auf diejenigen Fälle zu beschränken, bei denen ge-
rade diese Rechtsform wirklich erforderlich erscheint. Dies ist insbesondere dann der 
Fall, wenn die Stiftung mit einem erheblichen Grundstockmögen ausgestattet sein 
soll oder die Mitwirkung gesellschaftlicher Gruppen in ihren Gremien erwünscht ist. 
Es sollen daher künftig nur noch bedeutsame und über erhebliche Ausstrahlungskraft 
verfügende staatliche Stiftungen des öffentlichen Rechts errichtet werden. Auf diese 
Weise können derartige „Sondereinheiten“ auf ein Mindestmaß beschränkt und kann 
einer Zergliederung der Verwaltungsorganisation vorgebeugt werden. Denn je mehr 
staatliche Stiftungen des öffentlichen Rechts errichtet werden, desto komplizierter ist 
der Aufbau der Landesverwaltung. Das Ziel muss im Gegenteil darin bestehen, die 
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Verwaltung so weit wie möglich zu vereinfachen. Somit ist die Errichtung vieler klei-
ner staatlicher Stiftungen unerwünscht. Insoweit besteht keinerlei Bedarf. 
 
Hinzu kommt, dass die Frage, ob eine staatliche Stiftung des öffentlichen Rechts 
auch ohne Verabschiedung eines Gesetzes errichtet werden kann, verfassungsrecht-
lich umstritten ist. Art. 86 Abs. 2 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt be-
stimmt, dass der allgemeine Aufbau der öffentlichen Verwaltung durch Gesetz gere-
gelt wird. Aufgrund allgemeiner rechtstaatlicher und demokratisch-parlamentarischer 
Grundsätze hat der Gesetzgeber die wesentlichen Fragen der Selbstorganisation 
des Staates selbst zu regeln. Auch kann durch die Errichtung einer staatlichen Stif-
tung des öffentlichen Rechts das Budgetrecht des Parlaments berührt werden. Denn 
eine staatliche Stiftung des öffentlichen Rechts ist entweder regelmäßig auf Zuwen-
dungen aus dem Landeshaushalt angewiesen oder muss über ein sehr erhebliches 
Grundstockvermögen, dessen sich der Stifter – das Land Sachsen-Anhalt – entledigt, 
verfügen. Wird eine staatliche Stiftung des öffentlichen Rechts durch Gesetz errich-
tet, so läge darin zumindest konkludent auch die Zustimmung des Haushaltsgesetz-
gebers. 
 
Offen ist, welche Folgerungen hieraus zu ziehen sind. Teilweise wird die Auffassung 
vertreten, dass ein Gesetz in jedem Fall erforderlich sei (so das von einer Arbeits-
gruppe der Landesregierung 2001 erstellte Gutachten „Kompetenzverteilung zwi-
schen Parlament und Regierung – Gesetzesvorbehalt bei Organisationsmaßnah-
men“). Auch wenn man dieser Auffassung nicht folgt, bedarf die Errichtung einer 
staatlichen Stiftung des öffentlichen Rechts jedenfalls dann eines Gesetzes, wenn es 
sich um eine bedeutende Stiftung mit hohen Vermögenswerten und erheblichem lau-
fenden Zuschussbedarf aus dem Haushalt des Landes handelt.  
 
Nach alledem ist es angezeigt, die Errichtung einer staatlichen Stiftung des öffentli-
chen Rechts vom Erfordernis eines formellen Gesetzes abhängig zu machen. Denn 
dadurch werden die Herstellung einfacher Verwaltungsstrukturen für die Zukunft ge-
fördert und darüber hinaus verfassungsrechtliche Zweifel beseitigt.  
 
Durch § 15 Abs. 2 wird sichergestellt, dass die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
durch einen Träger hoheitlicher Gewalt errichteten öffentlich-rechtlichen Stiftungen 
entsprechend diesem Gesetz staatliche Stiftungen des öffentlichen Rechts sind. In 
Zukunft bedarf es auch bei diesen staatlichen Stiftungen des öffentlichen Rechts zu 
ihrer Aufhebung eines Gesetzes.  
 
Zu Absatz 2 
 
Für staatliche Stiftungen des öffentlichen Rechts gelten in erster Linie die Vorschrif-
ten des jeweiligen Errichtungsgesetzes und die aufgrund dieses Gesetzes erlasse-
nen Vorschriften. Absatz 2 trifft insoweit eine ergänzende Regelung: Soweit nicht 
durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes etwas anderes bestimmt ist, gelten die 
Regelungen der §§ 7 und 10 Abs. 1 bis 5 dieses Gesetzes sowie § 138 der Gemein-
deordnung (die Vorschrift der GO LSA über die Ersatzvornahme) entsprechend. Die 
analoge Anwendung dieser aufsichtsrechtlichen Bestimmung der GO LSA erscheint 
sinnvoll, da staatliche Stiftungen des öffentlichen Rechts ebenso wie die Gemeinden 
dazu bestimmt sind, öffentliche Aufgaben zu erfüllen.  
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In jedem Fall gelten für staatliche Stiftungen des öffentlichen Rechts die Bestimmun-
gen über das Stiftungsverzeichnis (§ 5 Abs. 1 bis 4).  
 
Zu Absatz 3 
 
In der Regel ist für staatliche Stiftungen des öffentlichen Rechts die Anfallsberechti-
gung bereits durch Gesetz bestimmt. Absatz 3 trifft eine Auffangregelung für den 
Fall, dass es eine  derartige Vorschrift nicht gibt. 
 
 

Abschnitt 4 
Kirchliche Stiftungen 

 
Zu § 12 (Kirchliche Stiftungen des bürgerlichen Rechts) 
 
Artikel 32 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt in Verbindung mit Artikel 140 
GG in Verbindung mit Artikel 137 Abs. 3 WRV garantiert den Religionsgesellschaften 
und damit auch den Kirchen das Recht, ihre Angelegenheiten selbstständig innerhalb 
der Schranken des für alle geltenden Gesetzes zu ordnen und zu verwalten. Zu den 
Objekten, bei deren Ordnung und Verwaltung die Kirche grundsätzlich frei ist, gehö-
ren nicht nur die organisierte Kirche und die rechtlich selbstständigen Teile dieser 
Organisation, sondern ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform alle der Kirche in be-
stimmter Weise zugeordneten Einrichtungen, bei deren Ordnung und Verwaltung die 
Kirche grundsätzlich frei ist, wenn sie nach kirchlichem Selbstverständnis ihrem 
Zweck oder ihrer Aufgabe entsprechend berufen sind, ein Stück Auftrag der Kirche in 
der Welt wahrzunehmen und zu erfüllen. 
 
Maßgebendes Kriterium für die Zuordnung ist insoweit nicht die Zugehörigkeit zur 
Kirchenverwaltung. Es genügt vielmehr, dass die Einrichtung der Kirche so nahe 
steht, dass sie teil hat an der Verwirklichung des Auftrags der Kirche. Die so gewähr-
leistete Freiheit der Kirche im Staat schließt ein, dass sich die Kirche auch der Orga-
nisationsform des staatlichen Rechts bedienen kann, ohne dass dadurch die Zuge-
hörigkeit der auf dieser Rechtsgrundlage gegründeten Einrichtung zur Kirche aufge-
hoben würde.  
 
Um dieser besonderen Stellung der Kirche Rechnung zu tragen, waren in das Ge-
setz entsprechende Sonderbestimmungen aufzunehmen. Die Befugnis des Landes-
gesetzgebers hierzu ist in § 80 Abs.  3 BGB ausdrücklich klargestellt. Im Übrigen fin-
den die §§ 80 ff. BGB uneingeschränkt Anwendung. 
 
Zu Absatz 1 
 
Die Vorschrift erklärt das vorliegende Gesetz grundsätzlich für anwendbar. Hierzu 
gehören auch die Regelungen über das Stiftungsverzeichnis. 
 
Zu Absatz 2 
 
Die Regelung entspricht im Wesentlichen § 27 Abs. 2 des bisherigen Stiftungsgeset-
zes. Sie betrifft insbesondere die Fälle, in denen nicht die Kirche, sondern eine Pri-
vatperson die Anerkennung einer kirchlichen Stiftung des bürgerlichen Rechts bean-
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tragt oder, etwa im Falle einer Zulegung oder Zusammenlegung, eine bisher nicht-
kirchliche zu einer kirchlichen Stiftung werden soll. 
 
Der Zustimmungsvorbehalt ist notwendig, weil es sich bei einer rechtsfähigen Stif-
tung des bürgerlichen Rechts, die nicht von einer Kirche selbst, sondern durch eine 
Privatperson oder eine sonstige Stelle außerhalb der Kirche errichtet wird, ebenfalls 
um eine kirchliche Stiftung handeln kann. Durch den Vorbehalt wird gewährleistet, 
dass eine von Dritten errichtete Stiftung nicht ohne vorherige Zustimmung der zu-
ständigen Kirchenbehörde als kirchliche Stiftung Rechtsfähigkeit erlangen kann.  
 
Der Kirche soll weder eine Stiftung als kirchlich aufgedrängt noch – umgekehrt - eine 
eindeutig als kirchlich qualifizierte Stiftung entzogen werden können. Damit muss die 
Regelung auch für die Änderung der Rechtsnatur einer allgemeinen Stiftung des 
bürgerlichen Rechts zu einer kirchlichen Stiftung des bürgerlichen Rechts und umge-
kehrt gelten.  
 
Erklärt die zuständige Kirchenbehörde gegenüber der stiftungswilligen Person oder 
auch gegenüber der Stiftungsbehörde ausdrücklich ihre Einwilligung zur Anerken-
nung einer von einer Privatperson errichteten Stiftung als kirchliche Stiftung des bür-
gerlichen Rechts, besteht bei Vorliegen der Voraussetzungen ein Rechtsanspruch 
auf Anerkennung der Rechtsfähigkeit wie bei einer von der Kirche selbst errichteten 
Stiftung. 
 
Zu Absatz 3 
 
Im Hinblick auf das Recht der Kirchen, ihre Angelegenheiten in eigener Verantwor-
tung zu regeln, wird in Absatz 3 geregelt, dass kirchliche Stiftungen des bürgerlichen 
Rechts dann nicht der Rechtsaufsicht durch den Staat unterliegen, wenn die Kirchen, 
Vorschriften für die Beaufsichtigung ihrer kirchlichen Stiftungen durch die zuständige 
Kirchenbehörde erlassen haben und die zuständige Kirchenbehörde die Rechtsauf-
sicht über die kirchlichen Stiftungen auch tatsächlich ausübt. Dies entspricht der bis-
herigen Regelung in § 27 Abs. 3 des Stiftungsgesetzes.  
 
Zu Absatz 4 
 
Dem verfassungsrechtlich garantierten Recht der Kirchen zur eigenverantwortlichen 
Regelung ihrer Angelegenheiten ist umfassend Rechnung zu tragen. Dies betrifft die 
laufende Aufsicht. Die Genehmigung von Zweckänderung und Aufhebung nach § 8 
sowie von sonstigen Satzungsänderungen nach § 9 dagegen obliegt der staatlichen 
Stiftungsbehörde nach § 4 Abs. 1 Satz 1, da es sich insoweit um statusbegründende 
beziehungsweise – beendende Maßnahmen handelt. Die Regelung gewährleistet in 
Anlehnung an die Festlegungen hinsichtlich der Errichtung einer kirchlichen Stiftung 
nach Absatz 2 die größtmögliche Autonomie der Kirchenbehörde. 
 
Zu Absatz 5 
 
Die Bestimmung regelt die Anfallsberechtigung der Kirche für den Fall, dass eine 
kirchliche Stiftung des bürgerlichen Rechts aufgehoben wird. 
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Zu § 13 (Kirchliche Stiftungen des öffentlichen Rechts) 
 
Die kirchlichen Stiftungen des öffentlichen Rechts werden nach dem jeweiligen kirch-
lichen Recht errichtet. Sie können auch von anderen öffentlich-rechtlich korporierten 
Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften errichtet werden.  
 
Nach Artikel 8 Abs. 3 Satz 1 des Vertrages des Landes Sachsen-Anhalt mit den 
Evangelischen Landeskirchen in Sachsen-Anhalt vom 15. September 1993 
(GVBl. LSA 1994, S. 173) bedarf die Errichtung und Veränderung kirchlicher Stiftun-
gen mit eigener Rechtspersönlichkeit der Genehmigung der Landesregierung. Nach 
Satz 2 bleiben durch diesen Vorbehalt die Bestimmungen hinsichtlich privater Stif-
tungen unberührt. Artikel 14 Abs. 2 Satz 2 und 3 des Vertrages zwischen dem Heili-
gen Stuhl und dem Land Sachsen-Anhalt vom 15. Januar 1998 (GVBl. LSA S. 161) 
enthalten wortgleiche Regelungen. Darüber hinaus besteht auf Grund der ebenfalls 
wortgleichen Schlussprotokolle Einvernehmen darüber, dass nur besonders wichtige 
kirchliche Einrichtungen als öffentlich-rechtliche Stiftungen (oder Anstalten) errichtet 
werden. Die erforderliche Genehmigung seitens der Landesregierung erteilte in der 
bisherigen Praxis das Kultusministerium.  
 
Satz 2 stellt klar, dass für kirchliche Stiftungen des öffentlichen Rechts vorrangig die 
Staatskirchenverträge und das jeweilige kirchliche Recht Anwendung finden. Daraus 
folgt, dass nur wenige Bestimmungen dieses Gesetzes einschlägig sind, so etwa die 
Vorschriften zum Stiftungsverzeichnis (§ 5 Abs. 1 bis 4) und der Ausschluss der 
elektronischen Form für die Genehmigung zur Erlangung der Rechtsfähigkeit (§ 17).  
 
 

Abschnitt 5 
Bußgeld, Schluss- und Übergangsvorschriften 

 
Zu § 14 (Ordnungswidrigkeiten) 
 
Zu Absatz 1 
 
Der Verstoß gegen die nach § 7 Abs. 4 und 5 des Gesetzes bestehenden Pflichten 
der Stiftung ist nach dieser Bestimmung ebenso bußgeldbewehrt wie ein Verstoß 
gegen die in § 10 Abs. 4 und 7 ausgesprochenen Verbote sowie gegen die Untersa-
gung nach § 10 Abs. 7. Diese Handlungen sind Ordnungswidrigkeiten im Sinne von 
§ 1 Abs. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten. Um dem Bestimmtheitsgrund-
satz im Ordnungswidrigkeitsrecht zu genügen, werden die Pflichten neben der Be-
zugnahme auf die Vorschrift, in der sie normiert sind, zusätzlich umschrieben, so 
dass die Bußgeldvorschrift allein schon verständlich ist. 
 
Zu Absatz 2 
 
Es wird klargestellt, dass die Vorschriften in Absatz 1 auf kirchliche Stiftungen des 
bürgerlichen Rechts und staatliche Stiftungen des öffentlichen Rechts keine Anwen-
dung finden. Eine Regelung zu den kirchlichen Stiftungen des öffentlichen Rechts 
erübrigt sich an dieser Stelle, da die Bußgeldtatbestände ausschließlich  Vorschriften 
betreffen, die für kirchliche Stiftungen des öffentlichen Rechts nicht gelten.  
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Zu Absatz 3 
 
Die Geldbuße kann nach Absatz 2 bis zu 2.500 Euro betragen. Dies ist ein deutlich 
höherer Betrag als der nach § 17 Abs. 1 OWiG vorgesehene. Die Höhe begründet 
sich aus den finanziellen Risiken, die im Falle eines Pflichtverstoßes für die Stiftung 
bestehen beziehungsweise aus den mit den möglichen Pflichtverstößen verbunde-
nen Unsicherheiten für den Rechtsverkehr.  
 
Zu Absatz 4 
 
Zuständige Verwaltungsbehörde für Ordnungswidrigkeitsverfahren ist die Stiftungs-
behörde nach § 4 Abs. 1 Satz 1.  
 
Zu § 15 (Bestehende Stiftungen) 
 
Zur Klärung der Rechtsverhältnisse der vor dem 3. Oktober 1990 errichteten Stiftun-
gen des bürgerlichen und des öffentlichen Rechts sind im bisherigen Stiftungsgesetz 
die §§ 29 bis 31 vorgesehen. Regelungsgegenstand des § 15 sind Stiftungen, die be-
reits vor Inkrafttreten dieses Gesetzes bestanden. Hierbei handelt es sich zum einen 
um Stiftungen, die vor dem 3. Oktober 1990 – zumeist bereits vor 1945 – errichtet 
worden sind. Viele dieser Altstiftungen wurden nach 1945 rechtswirksam aufgelöst; 
bei einigen erfolgte dieser Schritt jedoch nicht. Manche dieser nicht aufgelösten Stif-
tungen erfüllen ihre Zwecke seit vielen Jahren nicht mehr, verfügen  aber gleichwohl 
noch über Grundstockvermögen. Einige dieser Stiftungen wurden seit dem Beitritt 
der DDR zum Gebiet des Grundgesetzes revitalisiert. Trotz aller Bemühungen ist der 
Prozess der Revitalisierung von Altstiftungen bisher aber noch nicht abgeschlossen. 
Deshalb erscheinen die hier getroffenen Regelungen notwendig. Zum anderen be-
trifft § 15 jene Stiftungen, die zwischen dem 3. Oktober 1990 und dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes errichtet worden sind. 
 
Zu Absatz 1 
 
Die § 29 des bisherigen Stiftungsgesetzes und Art. 231 § 3 des Einführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuche (EGBGB) entsprechende Bestimmung stellt klar, 
dass die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehenden Stiftungen – auch die kirchli-
chen Stiftungen – fortbestehen. Festgelegt wird zudem, dass auch ihre Rechtsnatur 
als Stiftung bürgerlichen Rechts oder Stiftung des öffentlichen Rechts unberührt 
bleibt. Für ihre künftigen Rechtsverhältnisse sind nun die Bestimmungen dieses Ge-
setzes maßgebend. Dementsprechend entfällt der Stiftungstyp der „kommunalen 
Stiftung“. Die bisher als „kommunale Stiftungen des bürgerlichen Rechts“ bezeichne-
ten Stiftungen werden künftig als Stiftungen (allgemeiner Art ohne weitere Qualifizie-
rung) des bürgerlichen Rechts geführt (§ 3 Abs. 1). 
 
Zu Absatz 2 
 
Es wird festgelegt, dass die zum Zeitpunkt des Entstehens des Gesetzes bereits 
existierenden staatlichen Stiftungen des öffentlichen Rechts in ihrer Rechtsnatur un-
berührt bleiben. Auf diese Weise werden jene staatlichen Stiftungen des öffentlichen 
Rechts, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes aufgrund eines Hoheitsaktes und nicht 
auf der Grundlage eines Gesetzes errichtet worden sind, den durch Gesetz errichte-
ten staatlichen Stiftungen des öffentlichen Rechts gleichgestellt.  
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Zu Absatz 3 
 
Diese Regelung ist angelehnt an § 30 Abs. 1 im bisherigen Stiftungsgesetz. Sie ist 
weiterhin erforderlich, da die Altstiftungsproblematik noch nicht abschließend aufbe-
reitet werden konnte. Daher besteht auch heute noch die Möglichkeit, dass in Sach-
sen-Anhalt existierende Stiftungen nicht im Stiftungsverzeichnis registriert sind, 
gleichwohl aber als juristische Person (fort)bestehen. Mithin muss ein den heutigen 
Erfordernissen der Praxis genügender Auffangtatbestand erhalten bleiben. Lediglich 
die - bereits im Jahr 1991 folgenlos abgelaufene - Frist kann entfallen.  
 
Die Aufsichtsbehörde hat sich bei der Revitalisierung von Altstiftungen hinsichtlich 
der Festlegung des vorliegenden Stiftungstyps grundsätzlich an § 3 dieses Gesetzes 
zu orientieren. Allerdings dürften diese strengen Kriterien für viele Altstiftungen nicht 
oder nur eingeschränkt anwendbar sein, da in vorigen Jahrhunderten eine derartige 
rechtssystematische Klarheit nicht existierte. Insbesondere bei Hinweisen, die auf 
das Vorliegen einer kirchlichen Stiftung hindeuten, hat sich die Aufsichtsbehörde mit 
den Kirchen zur Festlegung des Stiftungstyps vor der Revitalisierung der Stiftung ins 
Benehmen zu setzen. § 3 Abs. 2 Nr. 3 findet in diesem Zusammenhang keine An-
wendung. 
 
Zu Absatz 4 
 
Stiftungen des bürgerlichen Rechts, die keine oder eine den zwingenden Bestim-
mungen des bisherigen Stiftungsgesetzes nicht entsprechende Satzung hatten, wa-
ren nach § 30 Abs. 2 des bisherigen Stiftungsgesetzes verpflichtet, der zuständigen 
Stiftungsbehörde innerhalb einer Jahresfrist nach § 30 Abs. 1 entsprechende eine 
Satzung vorzulegen. Auch diese Regelung kann aus den bereits in der Begründung 
zu Absatz 3 genannten Gründen nicht entfallen. Die frühere Fristenregelung ist aller-
dings auch hier entbehrlich. Die Mindesterfordernisse einer Stiftungssatzung sind 
nunmehr abschließend im BGB geregelt, so dass auf die zwingenden Vorschriften 
des § 81 Abs. 1 Satz 3 BGB zu verweisen ist.  
 
Zu § 16 (Klärung von Rechtsverhältnissen) 
 
Zu Absatz 1 
 
Nach dieser Bestimmung – die hinsichtlich des Regelungsgegenstandes der bisheri-
gen Regelung im § 31 Stiftungsgesetz folgt – kann die jeweils zuständige Stiftungs-
behörde bei einer mit Vermögen ausgestatteten Einrichtung, bei der zweifelhaft ist, 
ob es sich um eine rechtsfähige Stiftung handelt, von Amts wegen eine Entscheidung 
über deren Rechtsfähigkeit in Form eines feststellenden Verwaltungsaktes treffen. 
Sofern ein berechtigtes Interesse an der Entscheidung besteht, hat sie auf Antrag ei-
ne Entscheidung über die Rechtsfähigkeit einer Stiftung zu treffen. 
 
Zu Absatz 2 
 
Entsprechend dieser Bestimmung kann die jeweils zuständige Stiftungsbehörde von 
Amts wegen eine Entscheidung über die Rechtsnatur einer rechtsfähigen Stiftung 
treffen. Bei Vorliegen eines Antrages hat sie eine diesbezügliche Entscheidung zu 
treffen, sofern an dieser ein berechtigtes Interesse besteht. 
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Diese Regelung kommt als Grundlage für eine Entscheidung der Stiftungsbehörde 
insbesondere in denjenigen Fällen in Betracht, in denen bereits bestehende rechts-
fähige Stiftungen des bürgerlichen Rechts nicht eindeutig zugeordnet werden können 
und Klärungsbedarf hinsichtlich der Frage besteht, ob eine Stiftung des bürgerlichen 
Rechts als kirchliche Stiftung anzusehen ist. Für die Einordnung einer Altstiftung als 
kirchliche Stiftung des bürgerlichen Rechts wird § 3 Abs. 2 dahingehend angewen-
det, dass für eine Zuordnung als kirchlicher Stiftung lediglich die Nrn. 1 und 2 erfüllt 
sein müssen. § 12 Abs. 2 findet Anwendung. 
 
Zu Absatz 3 
 
Satz 1 regelt, dass die Entscheidung der Stiftungsbehörde nach Abs. 1 und 2 auch 
öffentlich bekannt gegeben werden darf. Ein derartiger Fall liegt vor, wenn die Ein-
zelbekanntgabe mit einem erheblichen Verwaltungsaufwand verbunden wäre, so z.B. 
wenn eine unbestimmte Anzahl von möglichen Destinatären einer Stiftung von der 
Entscheidung betroffen wäre. Untunlich bedeutet, dass die individuelle Bekanntgabe 
wegen der Natur des in Frage stehenden Verwaltungsaktes nicht möglich oder je-
denfalls mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden wäre (VGH Mannheim, Urteil 
vom 15. November 1988 – 10 S 751/88), etwa weil nicht feststellbar ist, wer betroffen 
ist, dessen Anschrift nicht bekannt oder nicht leicht ermittelt werden kann.  
 
Entscheidungen der jeweils zuständigen Stiftungsbehörde über das Fortbestehen ei-
ner Stiftung und deren Rechtsnatur sind im gesamten Rechtsverkehr verbindlich. Sie 
entfalten insoweit über den stiftungsrechtlichen Bereich hinaus rechtliche Wirkung. 
Zwar ergeben sich diese Wirkungen bereits aus dem Normzweck. So würde die Re-
gelung des Absatzes 1 ohne die Rechtsfolge der Bindungswirkung dazu führen, dass 
die Norm insgesamt ins Leere läuft. Dennoch ist eine gesetzgeberische Klarstellung 
erforderlich. Denn in Sachsen-Anhalt wurde in verwaltungsgerichtlichen Verfahren 
ohne direkten Bezug zum Stiftungsrecht die Bindungswirkung von Entscheidungen 
der Stiftungsbehörde verneint.  
 
Zu § 17 (Ausschluss der elektronischen Form) 
 
Die durch diese Regelung von der elektronischen Form des § 1 Abs. 1 Satz 1 VwVfG 
LSA in Verbindung mit § 3a Abs. 2 VwVfG ausgenommenen Maßnahmen sind im 
Stiftungsrecht von besonderer Bedeutung. Der Ausschluss der elektronischen und 
das Festhalten an der bisherigen Schriftform rechtfertigen sich unter dem Gesichts-
punkt der Beweissicherung, da Stiftungen auf unabsehbare Dauer errichtet werden.  
 
Die Anerkennung der Rechtsfähigkeit stellt den Statusakt dar, der die Entstehung der 
Stiftung als einer juristischen Person bewirkt. Diese nimmt nunmehr am Rechtsver-
kehr teil. Die Anerkennung begründet ebenso den Anspruch der Stiftung gegenüber 
dem Stifter auf dauerhafte Übertragung der ihr zugesicherten Vermögenswerte. Mit-
tels des besonderen Formerfordernisses wird die besondere Bedeutung dieses Ent-
stehungsaktes unterstrichen. Diesem gleichgestellt ist die Genehmigung für die Er-
langung der Rechtsfähigkeit einer kirchlichen Stiftung des öffentlichen Rechts durch 
das zuständige Ressort. Die Notwendigkeit des Verzichts auf die elektronische Form 
bei Satzungsänderungen (§ 9) ergibt sich bereits aus der Natur der Sache. So ent-
steht aus der in der Regel mehrseitigen Satzung und dem Genehmigungsvermerk 
der Behörde ein Urkundenverbund, dessen elektronische Form ausgeschlossen ist. 
Diesem Verfahren steht dasjenige nach § 15 Abs. 4 gleich.  
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Dagegen ist für die Ausstellung von Vertretungsbescheinigungen (§ 5 Abs. 5) grund-
sätzlich auch die elektronische Form denkbar, so z. B. in den sehr häufig vorkom-
menden Fällen zur Vorlage bei einer Bank zur Eröffnung eines Kontos bzw. zum 
Nachweis der aktuellen Verfügungsberechtigung. Fälle, in denen die elektronische 
Form insoweit ausgeschlossen ist, sind zudem spezialgesetzlich geregelt (z. B. 
§ 29 GBO). 
 
Zu § 18 (Sprachliche Gleichstellung) 
 
Die Vorschrift soll klarstellen, dass die Status- und Funktionsbezeichnungen in 
männlicher und weiblicher Form gelten. 
 
§ 19 (Einschränkung von Grundrechten) 
 
Nach Artikel 6 Abs. 1 Satz 2 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt kann in das 
Recht auf Schutz der personenbezogenen Daten nur aufgrund eines Gesetzes ein-
gegriffen werden. § 19 trägt dem Zitiergebot des Artikels 20 Abs. 1 Satz 2 der Ver-
fassung des Landes Sachsen-Anhalt Rechnung. Die Vorschrift ist im Hinblick auf § 7 
Abs. 4 und § 10 Abs. 2 erforderlich. 
 
Zu § 20 (Folgeänderungen) 
 
Zu Absatz 1 
 
Zu Nr. 1 (§ 40) 
Bei der Vorschrift handelt es sich um eine Folgeänderung, die auf der in § 11 Abs. 1 
getroffenen Festlegung beruht, wonach staatliche Stiftungen des öffentlichen Rechts 
für ihre Errichtung eines Gesetzes bedürfen. Da gegenwärtig in Sachsen-Anhalt je-
doch keine kommunalen Stiftungen des öffentlichen Rechts existierten und die 
Kommunen über keine legislative Kompetenz verfügen, können künftig von ihnen 
staatliche Stiftungen des öffentlichen Rechts nicht errichtet werden. Zudem wurden 
alle in Sachsen-Anhalt bestehenden Stiftungen des öffentlichen Rechts vom Land er-
richtet, so dass es in Sachsen-Anhalt keine „leitenden Beamte und leitende Arbeit-
nehmer einer Stiftung des öffentlichen Rechts“, die von der Gemeinde verwaltet wird, 
geben kann. Die Vorschrift ist deshalb entbehrlich. 
 
Zu Nr. 2 (§ 115) 
Die Überführung von kommunalem Vermögen in eine Stiftung kann nur erfolgen, 
wenn die Kommune ein „wichtiges Interesse“ an deren Errichtung nachweisen kann. 
Dieses muss darin bestehen, dass der Zweck der Stiftung in ganz erheblichem Um-
fang zur Erfüllung der Aufgaben der Kommune beiträgt. Dabei ist zu beachten, dass 
die Übertragung der kommunalen Vermögenswerte auf die Stiftung auf Dauer – im 
Idealfall „ewig“ – erfolgt. Allein aus der Irreversibilität der Stiftung ist ablesbar, dass 
deren Errichtung nicht „aus Verlegenheit“ erfolgen darf, denn das Gemeindevermö-
gen ist „für immer“ dem Haushalt der Kommune entzogen und geht ihr für die Aufga-
benerledigung in anderen Bereichen auf Dauer verloren. Das in die Stiftung einge-
brachte Kommunalvermögen bzw. die daraus resultierenden Erträge stehen den 
Kommunalpolitikern im Rahmen ihrer Entscheidungsfindung zur Verwendung des 
Kommunalvermögens zukünftig nicht mehr zur Verfügung (Problem der demokrati-
schen Legitimation sowie der Kollision mit dem Prinzip der Funktionsgebundenheit 
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kommunalen Vermögens und den allgemeinen Haushaltsgrundsätzen). Zudem ist zu 
beachten, dass sich die Aufgaben einer Kommune in stetigem Wandel befinden.  
 
Bereits in der bisherigen Fassung des § 115 Abs. 4 GO LSA ist geregelt, dass die 
Gemeinde nur dann Vermögenswerte in eine Stiftung überführen darf, wenn der mit 
der Stiftung verfolgte Zweck sich nicht durch andere Formen gemeindlicher Aufga-
benerfüllung realisieren lässt. Es muss mit der Überführung von kommunalem Ver-
mögen in eine Stiftung ein erheblicher „Mehrwert“ verbunden sein, der dieses Vorge-
hen rechtfertigt. Dieser „Mehrwert“ besteht in der Regel darin, dass sich weitere Stif-
ter engagieren und eigenes Vermögen für die Stiftung zur Verfügung stellen. Er kann 
aber auch darin bestehen, dass es nur der Stiftung – nicht aber der Kommune – 
möglich ist, für die Erfüllung jener Aufgaben, die zukünftig den Zweck oder wesentli-
che Teile des Zweckes der Stiftung darstellen, Drittmittel in erheblichem Umfang zu 
akquirieren. Das Engagement weiterer Stifter darf aber nicht nur eine vage Hoffnung 
sein. Deshalb wird  in Nr. 2a des neuen Absatzes 4 festgeschrieben, dass die Erklä-
rungen über Zuwendungen Dritter zum Stiftungsvermögen bereits vor Anerkennung  
der Rechtsfähigkeit der Stiftung rechtsverbindlich erfolgen müssen. 
 
Zu Absatz 2 
 
Die Vorschrift ist identisch mit § 40 Abs. 1 Nr. 1g GO LSA. Es wird auf die Begrün-
dung zu Absatz 1 Nr. 1 verwiesen. 
 
 
Zu § 21 (Inkrafttreten und Außerkrafttreten) 
 
Zu Absatz 1 
 
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
 
Zu Absatz 2 
 
Geregelt wird das Außerkrafttreten des bisher geltenden Stiftungsgesetzes. 
 
 
 


